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Vorwort

Winfried Ott 
TBS gGmbH

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen

Der stärkste Wirtschaftseinbruch seit Bestehen der Bundesrepublik 
in 2008 / 2009 hat auch in Rheinland-Pfalz seine Spuren hinterlassen und 
wird uns 2010 leider weiterhin beschäftigen. Die Wirtschaftskrise wird 
vermutlich im Laufe diesen und des nächsten Jahres verstärkt auf dem 
Arbeitsmarkt ankommen, wie schwerwiegend kann noch nicht prognos-
tiziert werden. Soviel steht fest: bei der Beschäftigungssicherung ist un-
ser aller Einsatz gefragt.

Bereits frühzeitig hatte die rheinland-pfälzische Landesregierung Ende 
2008 reagiert und mit der Bewilligung des bei der T BS angesiedelten 
Schnellinformationssystems ein innovatives und zugleich hoch wirksames 
Projekt zur Krisenbegleitung von Betrieben mit initiiert. Betriebsräte als 
Experten zur Wirtschaftsentwicklung in der Krise systematisch und regel-
mäßig über aktuelle Entwicklungen in den Betrieben zu befragen und da-
mit als Landesregierung schnellen und ungefilterten Zugang zu Informa-
tionen zur Konjunkturentwicklung zu haben, zeugt von einem positiven 
Verständnis der Sozialpartnerschaft und hätte als Vorbild in der Bundes-
republik Schule machen können. 

Das Krisenbarometer lieferte Daten, mit deren Hilfe sich die Landes-
regierung, die Gewerkschaften sowie die Betriebsräte in Rheinland-Pfalz 
einen schnellen, Branchen übergreifenden Überblick über die wirtschaft-
liche Situation verschaffen konnten und zugleich in die Lage versetzt wer-
den sollten, Handlungsbedarfe ermitteln zu können. 
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Auf den nachfolgenden Seiten werden die einzelnen Auswertungen 
des Schnellinformationssystems in einer Jahresübersicht 2009 zusammen-
gefasst. Zugleich wird Bilanz über das Jahr 2009 gezogen: Was wurde mit 
dem Krisenbarometer erreicht? Hat das Instrument seine Dienste geleis-
tet? Kann man es mit anderen Konjunktur-Indizes vergleichen? Welche 
Aussagen lassen sich bezüglich des wirtschaftlichen Jahresverlaufs tref-
fen? Können hierauf basierend Hypothesen für die Wirtschafts- und Be-
schäftigungsentwicklung in 2010 aufgestellt werden und was würde das 
für die einzelnen Betriebe bedeuten? 

Kurz gesagt erwartet den Leser die Zusammenfassung der engagier-
ten Arbeit aller Beteiligten eines Jahres in einem innovativen Projekt zur 
Bekämpfung der Wirtschaftskrise in Rheinland-Pfalz mit allen Chancen 
und Potenzialen die das Instrument Schnellinformationssystem geboten 
hatte. Nochmals sei an dieser Stelle besonders dem Ministerium für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit, Familie und Frauen für die Förderung des Pro-
jekts gedankt.
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1.	Vorbemerkungen  /  Besonderheiten  
des betriebsrätlichen Schnellinforma-
tionssystems der TBS

Ende 2008 trat die TBS als Reaktion auf die gerade mit voller Wucht zuschla-
gende Wirtschaftskrise mit einem Projektantrag an die rheinland-pfälzische Lan-
desregierung heran. Schnell wurde im zuständigen Arbeitsministerium für die 
innovative Projektidee grünes Licht gegeben und das Projekt „Schnellinformati-
onssystem – Chancen- und Risikenbegleitung der Betriebsräte in der aktuellen 
Krise 2009“ ins Leben gerufen. In den folgenden Wochen wurde bei der TBS ein 
Konjunkturbarometer, das so genannte betriebsrätliche Schnellinformationssys-
tem oder Krisebarometer aufgebaut und das Gesamtprojekt zur Unterstützung 
der Betriebsräte umgesetzt. Bereits im Februar 2009 gab es dann die erste TBS 
Auswertung aus dem Schnellinformationssystem. Wodurch zeichnet sich das 
Schnellinformationssytem nun aus, was sind die bestimmenden Faktoren und 
welche Vor- und Nachteile ergeben sich aus dieser Form der Befragung?

Das TBS Krisenbarometer war in seiner Form einmalig: es basierte auf einer 
wöchentlichen – also stets aktuellen – Befragung von Betriebsräten, die als Ex-
perten der betrieblichen Praxis und des Arbeitsmarktes eine Lageeinschätzung 
abgegeben haben. Es richtete sich vor allem an Betriebe des Verarbeitenden 
Gewerbes, jedoch fanden sich auch Betriebsräte von Dienstleistungsunter-
nehmen, die sich an dieser Befragung beteiligen wollten. Nicht angesprochen 
waren definitionsgemäß daher alle betriebsratlosen Betriebe, einzelne Bran-
chen wie Einzelhandel, Touristikbetriebe sowie der öffentliche Dienst. Das TBS 
Schnellinformationssystem stellte einen Konjunkturindikator für die beschäfti-
gungsrelevanten Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes dar. Hier findet man 
insbesondere die von der Krise besonders betroffenen Unternehmen der Me-
tall- und Elektroindustrie, die Investitionsgüterindustrie, die Autozulieferer und 
Autobauer, die Druckindustrie dazu die Unternehmen der Chemischen Indus
trie, sowie des papier- und kunststoffverarbeitenden Gewerbes.

Die erhobenen Daten bezogen sich auf Auftragseingang und -auslastung, 
umfassten Fragen zur Kurzarbeitssituation und zu Qualifizierungsmaßnahmen 
und gingen auch der Frage nach geplantem oder durchgeführtem Personalab-
bau in den Betrieben nach (die detaillierte Methodik und Vorgehensweise wird 
im Anhang beschrieben). 
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Die eingereichten Antworten zu den einzelnen Fragen wurden dann wö-
chentlich über alle teilnehmenden Betriebe anonym aggregiert und es konnte 
hiernach ein aktueller Statusbericht der beteiligten rheinland-pfälzischen Be-
triebe erstellt werden. Bei durchschnittlich 191 teilnehmenden Betrieben mit 
98.229 Beschäftigten (bei insgesamt 1,853 Mio. Erwerbstätigen in Rheinland-
Pfalz1) ergab sich hieraus ein durchaus repräsentatives Bild der Situation der 
rheinland-pfälzischen Wirtschaft. 

Das Schnellinformationssystem hatte nicht von der Hand zu weisende praxis-
relevante Vorteile, z. B. in Form von ergänzenden Fragestellungen zu Beschäf-
tigungs- und Qualifizierungsentwicklung, die in den renommierten Konjunktu-
rindizes keine Berücksichtigung finden und nicht zuletzt natürlich der namens-
gebende Wesenszug des T BS Krisenbarometers, die Schnelligkeit zwischen 
Erhebung und Auswertung der Daten: Alle bis Mittwochabend eingegangenen 
Antworten flossen in die wöchentliche Auswertung mit ein, die jeden Donners-
tag erstellt wurde. Somit wurden alle Adressaten der Auswertungen in die Lage 
versetzt, unmittelbar und fundiert über die aktuelle wirtschafts- und beschäfti-
gungsrelevante Entwicklung im Land auf dem Laufenden zu bleiben und ent-
sprechend – je nach Kompetenzen und Handlungsspielräumen – proaktive und 
schnell wirksame Gegenmaßnahmen einleiten zu können. 

Die Ergebnisse des Schnellinformationssystems wurden im Wochenrhyth-
mus der Landesregierung und den Gewerkschaften zur Verfügung gestellt, wo-
mit diese zeitnah und stichhaltig über die aktuelle konjunkturelle Entwicklung 
in den rheinland-pfälzischen Betrieben informiert waren. Darüber hinaus er-
hielten auch die teilnehmenden Betriebsratsgremien jeweils eine Auswertung, 
hierdurch konnten sich auch die Mitwirkenden des Schnellinformationssystems 
einen Überblick über die aktuelle Situation im Land verschaffen und Vergleiche 
mit ihrem erlebten betrieblichen Alltag anstellen. Die Daten und Informationen 
haben allen Akteuren die Möglichkeit eröffnet, auf Veränderungen der Wirt-
schaftssituation rechtzeitig reagieren und gegebenenfalls weitere Handlungsbe-
darfe ermitteln zu können. Gleichzeitig erlaubten die Angaben Rückschlüsse auf 
Entwicklungen der Vergangenheit und lieferten Interpretationshilfen für wirt-
schafts- und beschäftigungspolitische Prognosen.  In diesem Sinne sollten die 
Ergebnisse des TBS Krisenbarometers eben nicht ausschließlich repräsentativen 
Charakter besitzen. Das Schnellinformationssystem sollte vielmehr der Weg-
bereiter für einen informierten und kompetenten Umgang mit der Krise 2009 
ermöglichen. Beim Anstieg der umgesetzten Qualifizierungsmaßnahmen hatte 
sich beispielsweise ein exorbitanter Anstieg aufzeigen lassen, den man ja durch-
aus mit einem höheren Maß an Informiertheit in Verbindung bringen kann.

1	 gemäß Pressemitteilung Nr. 9 / 2010 des statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz
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Nach streng wissenschaftlichen Maßstäben kann man das betriebsrätliche 
Schnellinformationssystem nicht als repräsentativ für die gesamte rheinland-
pfälzische Wirtschaft bezeichnen. (Streng wissenschaftlich betrachtet – jeden-
falls nach der bis dahin herrschenden Lehrmeinung – hätte es jedoch auch nie 
zu einem derart eklatanten Zusammenbruch des internationalen Finanzsystems 
wie im Herbst 2008 kommen dürfen, da dies keine Prognose oder Statistik er-
kennen ließ.) 

Betrachtet man als Wissenschaftspragmatiker jedoch die konkreten Ergeb-
nisse des Schnellinformationssystems, stellt man schnell fest, dass die Aussa-
gen zur Auftrags-, Kurzarbeits- und Beschäftigungsentwicklung nichtsdestotrotz 
durchaus nahezu deckungsgleich mit den Aussagen der renommierten Statisti-
ken und Konjunkturbarometern des Landes sind (siehe Kapitel 5). 

Es wurde mit dem vorliegenden Instrument allerdings versucht, identifizierte 
Schwächen anderer Konjunkturindizes abzumildern. Dies wird vor allem an der 
Fragestellung zur Auftragsentwicklung deutlich. Bei den meisten anerkannten 
und renommierten Konjunkturindizes (so auch z.B. dem Ifo-Geschäftsklimain-
dex) werden Erwartungen hinsichtlich der Auftragsentwicklung in den Katego-
rien „besser“, „gleich bleibend“ oder „schlechter“ abgefragt. Die Indexbildung 
erfolgt dann über eine Saldierung der Anzahl der „besser-“ und „schlechter-“ 
Antworten, die Antworten „gleich bleibend“ entfallen in der weiteren Betrach-
tung. Geht man nun aber nach einem Wirtschaftseinbruch vom Erreichen ei-
ner Talsohle in der Auftragsentwicklung nach einer gewissen Zeit aus, konnte 
es eigentlich ab da nur noch so sein, dass die Mehrzahl der Antworten „besser“ 
lautet (diejenigen, die sagen, es bleibe „gleich bleibend“ schlecht werden nicht 
berücksichtigt), entsprechend verbessert sich der Index und in den Schlagzei-
len wird von Konjunkturerholung und Aufwärtstrend gesprochen. In der TBS-
Befragung wurde daher korrespondierend zur Auftragssituation auch die Aus-
lastung der Stammbelegschaft der Betriebe durch die aktuellen und erwarteten 
Auftragseingänge erfragt. Hierdurch wird dann schnell deutlich, dass von früh-
zeitigen Entwarnungen, was die betrieblichen Situationen angeht, nicht gespro-
chen werden kann. Eine Steigerung der Auftragssituation von einem Nullpunkt 
ausgehend bedeutet keineswegs die Herstellung der Auslastung auf Vor-Krisen-
Niveau und entsprechend bedrohlich stellt sich die Situation für die Beschäftig-
ten in den Betrieben auch noch am Ende des Jahres 2009 dar. 

Zusammenfassend kann man im Zusammenhang mit dem TBS Krisenbaro-
meter von dem erfolgreichen Versuch der Etablierung eines schnellen und in-
novativen Befragungsinstrumentes sprechen.
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2.	 Bemerkenswerte Ergebnisse  
der Experteneinschätzungen  
im Jahresverlauf

Im Laufe des Jahres 2009 konnten mithilfe des Schnellinformationssystems 
nicht wenige konjunkturrelevante Entwicklungen in Rheinland-Pfalz aufgezeigt 
werden. Auch wenn am Ende des Jahres 2009 die positiveren Erwartungen für 
die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland überall zugenommen haben – 
von den Unkenrufen „die Krise sei vorbei“ einmal ganz zu schweigen – lässt sich 
der letzten TBS Auswertung 2009 / KW 52 entnehmen, dass bei weiterhin 47 % 
der Betriebe die Auftragslage nicht ausreichte, um die Stammbelegschaft aus-
zulasten. Gleichfalls 47 % waren in Kurzarbeit, bei zusätzlichen 8 % plante man 
dies. Im Durchschnitt des Jahres 2009 waren in den rheinland-pfälzischen Be-
trieben des Schnellinformationssystems 29.500 Mitarbeiter von Kurzarbeit be-
troffen – das waren, was den Anteil an der durchschnittlichen Gesamtmitarbei-
terzahl des TBS Krisenbarometers (98.229) betrifft, ganze 30 %.
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Für die Arbeitszeiten lässt sich in den Betrieben eine offensichtlich flexible 
Nutzung derselben feststellen. Die Arbeitszeitkonten waren der Jahresbilanz zu-
folge überwiegend im positiven Bereich. Dies dürfte zum überwiegenden Teil 
den Altstunden aus dem Vorjahr geschuldet gewesen sein. Ein etwas erhöhter 
Abbau der Minuskonten hat zwischen KW 23 und KW 41 stattgefunden. Im aus-
geglichenen Bereich lagen relativ konstant 32 % der Arbeitszeitkonten. 

Im Mai 2009 hatten die Schichtstreichungen bereits ihren Höhepunkt bei 
43 % der Betriebe erreicht. Dennoch hatten am Ende des Jahres noch immer 
38 % der Betriebe Schichten gestrichen und 7 % planten dies. In diesen Betrie-
ben schien man also weiterhin zu versuchen, über Schichtstreichungen dem 
niedrigen Auftragseingang entgegen zu treten.

Bei den Beschäftigungsverhältnissen lassen sich mehrere Tendenzen in der 
Jahresbilanz ausmachen. Zum einen wurden vor allem zu Beginn (KW 19 / 23) 
Leiharbeitnehmer abgebaut und befristete Beschäftigte nicht weiter beschäf-
tigt. Zum anderen nahmen am Jahresende Leiharbeit sowie befristete Beschäf-
tigung wieder leicht zu. Das legt hier die Vermutung nahe, dass insbesonde-
re die Leiharbeiter zunächst am stärksten unter der Wirtschaftskrise zu leiden 
hatten, hiernach aber im weiteren Verlauf auch wieder von einer allmählichen 
Erholung als erste Gruppe „profitieren“ konnte. Wie einer Pressemitteilung der 
Bundesagentur für Arbeit im Januar 2010 zu entnehmen war, entspricht dies ei-
ner dramatisch fortschreitenden Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt insgesamt: 
die Ausweitung von Teilzeitarbeit und gering entlohnter Arbeit mit der Folge 
des weiteren Zurückdrängens von regulärer, versicherungspflichtiger Vollzeit-
beschäftigung zu Gunsten prekärer Beschäftigungsformen.

Der allgemeine Personalabbau in den rheinland-pfälzischen Betrieben hatte 
im Jahresverlauf kontinuierlich zugenommen. Lag der durchgeführte Abbau am 
Anfang des Jahres noch bei 22 % der Betriebe, wurde am Ende des Jahres schon 
bei 36 % der Betriebe Personal abgebaut. Zu dem hohen Niveau an durchgeführ-
tem Personalabbau kamen außerdem weitere 20 % an Betrieben hinzu, die einen 
Personalabbau planten. Die Bereitschaft und / oder die Möglichkeiten der Betrie-
be, die Beschäftigung im Laufe der Krise zu sichern, nahmen zusehends ab. 

Die Mehrheit der Betriebe hatte in 2009 keine Finanzierungsprobleme. Am 
Ende des Jahres traten noch in 18 % der Betriebe solche Schwierigkeiten auf. 
Der Jahresdurchschnitt lag bei 22 %. Bei der Reduktion der Investitionen sah das 
Bild ganz anders aus: seit der KW 23 hatten stetig 63-64 % der Betriebe ihre In-
vestitionsvolumina, teilweise drastisch, gekürzt. Dieser Trend hielt bis zum Jah-
resende kontinuierlich an. Eine deutliche Erhöhung der allgemeinen Investiti-
onsneigung ist vermutlich auch 2010 nicht zu erwarten.
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Wie den oben genannten Zahlen zur Auslastung und der Kurzarbeit zu ent-
nehmen ist, kämpften knapp die Hälfte aller Betriebe Ende 2009 nach wie vor 
mit den Folgen der Wirtschaftskrise. Anfang dieses Jahres wird sich hieran ver-
mutlich nichts grundlegend geändert haben. Die Wirtschaftskrise wird voraus-
sichtlich Ende dieses Jahres vermehrt auf dem Arbeitsmarkt ankommen – die 
ersten Zahlen der Bundesagentur für Arbeit in 2010 sprechen auch für diese 
Annahme.

Eine bemerkenswerte Entwicklung, neben all den negativen Aussichten für 
die Zukunft, hatte sich vor allem auf dem Feld der Arbeitsmarktpolitik bei den 
Qualifizierungsmaßnahmen in der Kurzarbeit gezeigt. Der Anteil der qualifizie-
renden Betriebe hatte sich hier im Jahresverlauf kontinuierlich erhöht. Am An-
fang lag er bei nur 6 % und erhöhte sich bis Ende 2009 um 15 Prozentpunkte auf 
21 %. Trotz der gegenläufigen Arbeitsmarktpolitik, nämlich die Sozialversiche-
rungsbeiträge ab dem 7. Monat (auch ohne Qualifizierungsmaßnahmen) zu er-
statten, hatten somit die Betriebsräte Qualifizierungsmaßnahmen in ihren Betrie-
ben zur Umsetzung gebracht. Besonders in den schwer getroffenen Branchen 
der Automobil-, Metall- und Elektroindustrie sowie der Chemischen Industrie 
war das der Fall (siehe auch die Branchenauswertung in dieser Broschüre). Im 
Vergleich mit den Zahlen der Arbeitsagentur hat sich herausgestellt, dass Be-
triebe mit Betriebsrat eine signifikant höhere Qualifizierungsquote (während der 
Kurzarbeit) aufweisen als nicht-mitbestimmte Betriebe. Hierdurch erfahren auch 
all jene Stimmen Unterstützung, die dem deutschen Modell der Mitbestimmung 
unmittelbar nachweisbaren ökonomischen N utzen attestieren. N icht zu ver-
nachlässigen ist in diesem Zusammenhang auch der beschäftigungssichernde 
Effekt vieler (von Betriebsräten initiierten) Qualifizierungsmaßnahmen. Die qua-
lifizierenden Betriebe werden für den Aufschwung besser aufgestellt sein und 
einen auch betriebswirtschaftlich quantifizierbaren Erfolg aufweisen können. 
Die Beschäftigten, die sich während der Kurzarbeit weitergebildet und / oder 
qualifiziert haben, werden nach der Krise für den Betrieb, als auch für den all-
gemeinen Arbeitsmarkt, durch ihr gestiegenes Qualifikationsniveau wertvoller 
sein. Das schließt den tendenziell höheren Schutz vor Arbeitslosigkeit für die 
Beschäftigten mit ein.
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3.	 TBS Jahresgesamtauswertung 2009

Einleitung

Die Jahresauswertung enthält die Ergebnisse der wöchentlichen Befragun-
gen des TBS Schnellinformationssystems beginnend mit der 11. Kalenderwo-
che 2009 bis einschließlich der 52. Kalenderwoche 2009. Die Fragebögen mit 
den acht (teilweise nochmals unterteilten) Fragen wurden von den Mitwirken-
den mindestens 14-tägig, zumeist jedoch wöchentlich aktualisiert, das zum Be-
trieb zugehörige Stammdatenblatt wurde von den teilnehmenden Betriebsrä-
ten zunächst einmal zu Beginn ausgefüllt und dann bei Bedarf, bzw. Vorliegen 
von Aktualisierungen angepasst. Sowohl Fragebogen als auch Stammdatenblatt 
sind im Anhang dargestellt. 

Sämtliche Daten wurden im oben genannten Zeitraum erhoben, 
Betriebe,anonymisiert ausgewertet und nach Abschluss des Projekts vernich-
tet. 

Angaben zu den befragten Betrieben

Teilnehmende Betriebe waren überwiegend Kapitalgesellschaften, an Perso-
nengesellschaften waren lediglich solche GmbH & Co. KGen vertreten, die ju-
ristische Personen als Komplementäre hatten, so dass zu keinem Zeitpunkt ein 
Rückschluss auf die Vermögensverhältnisse natürlicher Personen in den einzel-
nen Betrieben möglich war. 

An der TBS-Befragung der Betriebsräte haben durchschnittlich 191 Betrie-
be mit 98.229 Beschäftigten teilgenommen. Zu Beginn der Befragung waren 
es 138 Betriebe (KW 11), in der 40.  Kalenderwoche waren es zeitweilig so-
gar 207 Betriebe (mit 106.157 Beschäftigten) und zum Schluss (KW 52) hat-
te die Anzahl mit 192 Betrieben wieder etwas abgenommen.  Im Konzern-
zusammenhang standen nahezu konstant 56 % der befragten Unternehmen. �
Die durchschnittliche Gesamtzahl der Auszubildenden in den mitwirkenden 
Betrieben betrug 4.330. 
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Untersuchte Themen

Der Übersichtlichkeit halber werden die Entwicklungen in 4-5 Wochen-
Schritten dargestellt und die Ergebnisse in folgende Kategorien gegliedert:

Prekäre Beschäftigungsverhältnisse: H ier werden die Antworten aus dem 
Stammdatenbogen zur Situation der LeiharbeitnehmerInnen und befristet Be-
schäftigten beleuchtet, deren Position im Betrieb durch die Krise als erste ge-
fährdet erscheinen. Die Situation weiterer Beschäftigter in prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen wie Mini-Jobs o. ä. wurde im Rahmen des Schnellinforma-
tionssystems nicht erfragt. 

Arbeitszeit, Kurzarbeit und Qualifizierung: Hier werden Antworten auf die 
Fragen geliefert, inwiefern die Betriebe gezwungen waren, die Möglichkeiten 
des Abbaus von Arbeitszeitkonten, Schichtstreichung oder das staatlicherseits 
stark ausgebaute Instrument der konjunkturellen Kurzarbeit zu nutzen oder – in 
anderer Lesart – inwiefern es dem Betriebsrat möglich war, solche im Vergleich 
zu Personalabbau „milderen“ Mittel angesichts des Auftragseinbruchs durchzu-
setzen? Parallel hierzu kam es unter dem Titel „Fit für den Aufschwung“ auch zu 
einer Förderoffensive, was Qualifizierungsmaßnahmen während und außerhalb 
der Kurzarbeit in den Betrieben angeht; das Ausmaß der Nutzung dieser Inst-
rumente zum Erhalt und Ausbau des KnowHows der betrieblichen Fachkräfte 
können auch als Signal der Arbeitgeber zum Erhalt der Arbeitsplätze und Auf-
bau von Fachkompetenz in Krisenzeiten interpretiert werden.

Auftragsentwicklung und Auslastung: Im Rahmen dieses Fragenkomplexes 
wird der konjunktur- und arbeitsmarktpolitisch bedeutende Zusammenhang 
zwischen aktuellem und erwartetem Auftragseingang und der Auslastung des 
Betriebes beleuchtet. Gefragt wurde hierbei zunächst nach der Einschätzung 
der Betriebsräte hinsichtlich der aktuellen Auftragssituation sowie die erwarte-
ten Entwicklungen in einem, bzw. drei Monaten. Die Auftragsentwicklung als 
wichtigster Indikator für Umsatz und Ertrag im Betrieb zeigt natürlich grundle-
gende Tendenzen der innerbetrieblichen Wirtschaftsentwicklung an. Eine allei-
nige Erfassung des Indikators Auftragsentwicklung lässt jedoch keine sicheren 
Aussagen hinsichtlich Kapazitätsauslastung der Unternehmen zu. In engem Zu-
sammenhang mit der Frage der Auftragsentwicklung steht daher die Frage nach 
der Auslastung der Stammbelegschaft des jeweiligen Betriebes. Reicht der ak-
tuelle, bzw. abzusehende Auftragsbestand aus, um die vorhandene Stammbe-
legschaft im Betrieb auszulasten? Lediglich leichte Auftragsverbesserungen bei 
einem vorangegangen umfassenden Einbruch sind für die Entwicklung des Be-
triebes und die Sicherheit von Standorten und Beschäftigten nicht hinreichend. 
Die zusammenhängenden Entwicklungen von Auftrags- und Auslastungsent-
wicklung werden daher in diesem Abschnitt diskutiert. 
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Entwicklung der Beschäftigtensituation: Die große Katastrophe ist in 2009 
auf dem rheinland-pfälzischen Arbeitsmarkt ausgeblieben, doch viele Betriebe 
haben auch im abgelaufenen Jahr bereits Personal abgebaut – und nicht immer 
wurde dieser Abbau auch sozialverträglich gestaltet. Die Entwicklungen in den 
Belegschaften der teilnehmenden Betriebe werden hier im Gesamtzusammen-
hang mit den übrigen Fragekomplexen diskutiert. Im Schnellinformationssystem 
wurde nach durchgeführtem und geplantem Personalabbau gefragt und in die-
sem Zusammenhang auch die Existenz eines Sozialplanes oder der Einsatz von 
Transferinstrumenten beleuchtet.

Finanzierungstätigkeit und Investitionen: Unter dieser Überschrift wird der 
Frage nachgegangen, inwiefern in 2009 bei den rheinland-pfälzischen Betrieben 
die häufig beschworene „Kreditklemme“ ein Problem darstellte. Insbesondere 
für angedachte Investitionen werden häufig externe Finanzierungspartner be-
nötigt. Daher wird das unmittelbar damit zusammenhängende Thema Investiti-
onstätigkeit der Betriebe während der Krise gemeinsam mit der Finanzierungs-
thematik betrachtet.

Im Folgenden werden innerhalb der oben vorgestellten Kategorien die wich-
tigsten Ergebnisse der wöchentlichen Auswertung über den Jahresverlauf 2009 
hinweg dargestellt, Interpretationsmöglichkeiten über Ursachen, Kausalitäten 
und Hintergründe der Entwicklungen aufgezeigt, um letztlich auch Aussagen 
hinsichtlich möglicher zukünftiger Entwicklungen bei den vom Schnellinforma-
tionssystem erfassten Themengebieten treffen zu können.

3.1	 Prekäre Beschäftigungsverhältnisse

LeiharbeitnehmerInnen wurden häufig als die ersten „Verlierer“ der Krise 
bezeichnet 2.  In der TBS-Befragung findet diese These bereits mit der ersten 
Befragung in der KW 11 Bestätigung.  41 % der befragten Betriebsräte teilen 
schon zu diesem Zeitpunkt mit, dass in ihrem Betrieb die LeiharbeitnehmerIn-
nen abgebaut wurden. Dieser Wert erhöht sich im weiteren Jahresverlauf nur 
noch um drei Prozentpunkte auf 44 % im Juli 2009 (KW 28) um danach wieder 
leicht auf 42 % zurückzugehen. Hiernach reagierten die Unternehmen bereits im 
Herbst / frühen Winter 2008 angesichts der seinerzeit aufgetretenen massiven 
Auftrags- und Umsatzeinbrüche mit der Freisetzung der LeiharbeitnehmerIn-
nen. Entsprechende Maßnahmen wurden gegenüber den befristet Beschäftig-

2	 Siehe bspw. „Autobauer entlassen Tausende Zeitarbeiter“ auf www.spiegel.de vom 21.11.2008 oder „Nur ge-
liehen“ aus dem Tagesspiegel vom 28.12.2008. vgl. auch Ernst &Young Studie zum Personaldienstleistungs-
markt vom 04.05.2009
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ten im ersten „Lehman-Schock“ nicht durchgeführt und auch im weiteren Jah-
resverlauf 2009 griff man gemäß der eingegangenen Antworten im überwiegen-
den Teil der Betriebe weiterhin auf die Befristeten zurück. Im Jahresdurchschnitt 
2009 gaben lediglich 13 % der Betriebsräte an, dass ihre befristet Beschäftigten 
abgebaut wurden. Diese Entwicklung war entsprechend zu erwarten, da bei 
befristeten Arbeitsverträgen nicht ähnlich schnelle Freisetzungen wie bei den 
LeiharbeitnehmerInnen erfolgen können. 

Abb.1:  Entwicklung Leiharbeit und Befristung

Was die Perspektiven der befristet Beschäftigten angeht, ist eine einiger-
maßen fundierte Prognose für 2010 schwierig, hinsichtlich der Leiharbeitneh-
merInnen konnte allerdings Ende des letzten und zu Beginn des laufenden 
Jahres eine Belebung des Geschäftes mit der Arbeitnehmerüberlassung fest-
gestellt werden. Es ist zu befürchten, dass die Betriebe die Krise dazu nutzen, 
eine leider häufig festzustellende 80:20-Mentalität wieder in Kraft zu setzen, 
wonach von einigen Personalabteilungen angestrebt wird, eine Belegschaft nur 
zu 80 % aus fest Angestellten bestehen zu lassen und 20 % des Personalbedarfs 
über LeiharbeitnehmerInnen abzudecken. Mit einer solchen Strategie wird der 
ursprüngliche Gedanke der Arbeitnehmerüberlassung, der im Auffangen von 
Auftragsspitzen besteht, ad absurdum geführt. Leiharbeit als Ersatz für reguläre, 
feste Arbeitsbedingungen kristallisiert sich neben der Gerechtigkeitsfrage auch 
mehr und mehr als ökonomisch fragwürdig heraus: Nachgewiesenermaßen hö-
here Unfallraten, geringere Qualifikationen für die betriebsspezifischen Anfor-
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derungen, fehlende Personalperspektiven angesichts alternder Belegschaften 
und abzusehendem Fachkräftemangel seien an dieser Stelle als zu beachtende 
Stichpunkte genannt.3 

3.2	 Arbeitszeit, Kurzarbeit und Qualifizierung

Wie im beigefügten Diagramm unschwer zu erkennen, haben die teilneh-
menden Betriebe des Schnellinformationssystems nahezu durchgängig in über 
40 % aller Fälle von der Möglichkeit zur Nutzung des konjunkturellen Kurzarbei-
tergeldes Gebrauch gemacht. Abgesehen vom Ausreißer gleich zu Beginn der 
Befragungen ist über den Jahresverlauf ein moderater Anstieg der Werte bis auf 
47 % Ende des Jahres zu verzeichnen, wobei aber zusätzlich zu berücksichtigen 
ist, dass aufgrund der Weihnachts- bzw. Urlaubszeit hier die Kurzarbeit zwangs-
läufig reduziert werden musste. Zu erklären ist die Zunahme des Anteils der Be-
triebe in Kurzarbeit von einem zunehmenden Übergreifen der Krisensymptome 
auf weitere Branchen. Waren zunächst vor allem die Automobilzulieferer und 
weitere Betriebe der Metall- und Elektroindustrie, sowie die Chemische Indus-
trie betroffen, mussten bspw. ab Frühjahr / Sommer 2009 auch die Maschinen-
bauer und die Beschäftigten in der Druckindustrie aufgrund massiver Auftrags-
einbrüche in Kurzarbeit geschickt werden. 

Demgegenüber ist bei der geplanten Kurzarbeit ein relativ eindeutiger Ab-
wärtstrend im Jahresverlauf zu beobachten: Sprachen im Frühjahr 2009 noch 19, 
bzw. 20 % von Planungen zur Kurzarbeit in ihren Betrieben, verringert sich die-
ser Anteil im Jahresverlauf mehr und mehr bis auf 8 % in der KW 49 und 52. Der 
Verlauf der geplanten Kurzarbeit korrespondiert dabei nicht unmittelbar negativ 
mit dem der umgesetzten Kurzarbeit. Es kann also angesichts der Kurvenver-
läufe nicht davon gesprochen werden, dass in allen Betrieben, die zu Jahresbe-
ginn Kurzarbeit geplant hatten, diese im weiteren auch umgesetzt wurde. Dies 
mag in einer gegenüber den Frühjahrsaussichten verbesserten Auftragssituati-
on begründet sein, kann aber auch bedeuten, dass die Kurzarbeit im weiteren 
Jahresverlauf als nicht mehr ausreichend erachtet wurde und entsprechend di-
rekt Entlassungen durchgeführt wurden. 

Durchschnittlich waren im Jahr 2009 29.500 Beschäftigte der befragten Be-
triebe in Kurzarbeit.  Schaut man sich die durchschnittliche Gesamtzahl der 
Mitarbeiter (98.229) während der Befragungen an, waren somit 2009 30 % der 
Beschäftigten von Kurzarbeit betroffen.  In diesem Zusammenhang ist auf die 

3	  Vgl.  hierzu u.  a.  die Stellungnahme des Deutschen Gewerkschaftsbundes zum geplanten Elften 
Leiharbeitsbericht der Bundesregierung vom 30.01.2009, Seite 10. vgl. auch die Studie der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin „Arbeitswelt im Wandel, Ausgabe 2008“, Seite 76 ff.
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Statistik der Bundesagentur für Arbeit zu verweisen, wonach sich in Rheinland-
Pfalz im September 2009 insgesamt 41.700 Beschäftigte in Kurzarbeit befanden, 
hiervon der überwiegende Teil (34.900) aus dem Verarbeitenden Gewerbe. In 
der TBS-Auswertung wurden im gleichen Zeitraum 30.798 (KW 37) Kurzarbei-
tende gemeldet. Da im Schnellinformationssystem insbesondere die Betriebe 
des Verarbeitenden Gewerbes zu finden sind, ergibt sich der Schluss, dass mit 
dem Schnellinformationssystem durchaus weite Teile dieser Wirtschaftszweige 
erfasst wurden und entsprechend repräsentative Ergebnisse zustande gekom-
men sind. Ende 2009 wurde immer noch für weitere 4.938 Beschäftigte Kurz-
arbeit beantragt bzw. geplant. 

Der Anstieg der kurz arbeitenden Betriebe zum Ende des Jahres 2009 hin 
ist möglicherweise im Zusammenhang mit der Befristung der 24monatigen Be-
zugsdauer bis zum 31.12.2009 zu sehen. Spätestens nach der Bundestagswahl 
2009 war abzusehen, dass diese Regelung in diesem Umfang keinen Bestand 
haben wird. Daher ist es möglich, dass einige Betriebe zur Sicherheit noch in 
2009 Kurzarbeit beantragt haben um den Anspruch auf Kurzarbeitergeld für 
volle zwei Jahre zu erhalten. Ab 01.01.2010 wurde die maximale Bezugsdauer 
für konjunkturelles Kurzarbeitergeld auf 18 Monate festgelegt. 

Die Neuregelungen zum Kurzarbeitergeld im Rahmen des Konjunkturpake-
tes II sahen u. a. auch vor, dass eine Abschmelzung der Arbeitszeitkonten auf 
null oder gar in den negativen Bereich keine unmittelbare Voraussetzung mehr 
für den Bezug von Kurzarbeitergeld darstellt. Vor diesem Hintergrund hätte man 
davon ausgehen können, dass kein Zusammenhang zwischen dem Stand der Ar-
beitszeitkonten und der Anzahl der kurz arbeitenden Betriebe besteht. Doch ein 
Blick auf die Grafik zeigt deutlich, dass der Anteil der Betriebe, in denen sich die 
Arbeitszeitkonten auf Null oder im negativen Bereich befanden, während der 
Gesamtlaufzeit der Befragung knapp (zwischen 2 und 9 Prozentpunkte) über 
dem Anteil der kurz arbeitenden Betriebe tendierten. Auch wenn es sich bei 
vorliegender Betrachtung um Aggregatdaten handelt, also keine Rückschlüsse 
auf das Verhalten einzelner Betriebe möglich sind, ist an dieser Stelle der Hin-
weis auf einen evidenten Zusammenhang zwischen Arbeitszeitkontenabbau 
und Kurzarbeitseinführung durchaus angebracht. Offensichtlich und nachvoll-
ziehbar nutzten die Betriebe in der Krise die vorhandenen Instrumente der Ar-
beitszeitverkürzung in Form von Kurzarbeit und Zeitkontenabbau parallel. 

Ähnliches lässt sich über die Nutzung von Schichtstreichungen sagen.  Im 
Frühjahr 2009 (KW 19) waren in 43 % der befragten Betriebe Schichten gestri-
chen worden, genauso hoch war zu diesem Zeitpunkt der Anteil der Betriebe 
in Kurzarbeit. Im weiteren Verlauf des Jahres öffnet sich die Schere ein wenig 
in Richtung eines geringer werdenden Anteils an Schichtstreichungen in den 
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Arbeitszeit und Kurzarbeit 

Bereits im Dezember 2008 wurde von der Bundesregierung aber auch den 
Gewerkschaften das Thema Fachkräfteerhalt und Qualifizierung während der 
Krise in Form von neuen Fördermöglichkeiten und öffentlichkeitswirksamen 
Kampagnen stark in den Vordergrund gestellt. Ziel war es, die vorhandenen – 
noch vor einem Jahr knappen – Fachkräfte während der Krise in der Form wei-
terzubilden, dass sich die Unternehmen durch diese Maßnahmen für den kom-
menden Aufschwung rüsten und entsprechend mit einem Vorsprung an Know-
How gegenüber den Konkurrenten in die nächste Boomphase starten. 

Betrieben, bis letztlich bei den letzten beiden hier aufgeführten Auswertungen 
„nur“ noch 38 % der Betriebe von Schichtstreichungen betroffen waren, wo-
mit der Anteil der Betriebe in Kurzarbeit um neun Prozentpunkte unterschrit-
ten wurde.

Eine denkbare Interpretation dieser Tendenz wäre, dass einige Betriebe in 
vollkontinuierlicher Wechselschicht zunächst in einer ersten „Angstreaktion“ 
auf die Krise mit Schichtstreichungen reagiert haben, dann jedoch festgestellt 
haben, dass das Ausfallen von kompletten Schichten für den Produktionspro-
zess technisch oder organisatorisch nicht förderlich ist und daher verstärkt auf 
das Instrument Kurzarbeit zurückgegriffen haben. 

Abb.2:  Arbeitszeit und Kurzarbeit
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Wurden Qualifizierungsansinnen in früheren Jahren häufig mit der Bemer-
kung „keine Zeit“ abgetan, standen ab Ende 2008 mit der massenweisen Nut-
zung der Kurzarbeit hinreichend zeitliche Ressourcen für eine Weiterqualifi-
zierung zur Verfügung. O ffenbar war dieses Bewusstsein bei ca.  der H älfte 
der befragten Betriebe auch im Krisenjahr 2009 dementsprechend geschärft. 
Denn während des gesamten Jahresverlaufes belief sich der Anteil der durch-
geführten, bzw. ins Auge gefassten Qualifizierungsmaßnahmen auf zusammen 
um die 50 % (+ / - 5 Prozentpunkte). Dabei befanden sich im März 2009 erst 
6 % der befragten Betriebe in der Umsetzung von Qualifizierungsmaßnahmen 
während der Kurzarbeit, bei 39 % wurden Vorbereitungen hinsichtlich Qualifi-
zierung getroffen. Während der Anteil der geplanten / beantragten Qualifizie-
rungsmaßnahmen nach dem Höhepunkt in der KW 15 (47 %) beständig bis auf 
26 % in der KW 52 zurückging, stieg der Anteil der Betriebe in denen Qualifizie-
rungen durchgeführt wurden nahezu linear bis auf 21 % Ende 2009. Die negati-
ve Korrelation zwischen geplanter / beantragter Qualifizierung und Umsetzung 
von Qualifizierungsmaßnahmen spricht dafür, dass in vielen Betrieben, in denen 
von Beginn der Krise an Qualifizierung ein Thema war, dieses im Jahresverlauf 
auch ganz konkret angegangen wurde. 

Allerdings muss auch festgehalten werden, dass bei durchgängig ca.  jedem 
zweiten Betrieb auch intensive Informationskampagnen und Fördermöglichkeiten 
hinsichtlich Qualifizierung nicht wirken und das TBS Krisenbarometer somit auch 
am Ende des Jahres 2009 mit 53 % einen recht hohen Prozentsatz an rheinland-
pfälzischen Betrieben aufweist, die diesem Thema keine Beachtung schenken.

Abb.3a:  Qualifizierung während der Kurzarbeit
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Anteil der KuG-Mitarbeiter in Qualifizierung in RLP (2009) 
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Nicht verschwiegen werden soll allerdings an dieser Stelle, dass die hier ab-
gebildete Quote an qualifizierenden Betrieben deutlich über dem bundesdeut-
schen oder auch rheinland-pfälzischen Durchschnitt über alle Betriebe in Kurz-
arbeit liegt. Offensichtlich wird in Betrieben mit Betriebsrat die Frage der Qua-
lifizierungen offensiver angegangen als in nicht-mitbestimmten Betrieben. Dies 
deckt sich mit der Erfahrung der TBS, wonach die Betriebsräte häufig als Antrei-
ber und Impulsgeber für (über-)betriebliche Qualifizierungen auftreten. Schaut 
man sich die vorliegenden Zahlen der Arbeitagentur für die rheinland-pfälzi-
schen Betriebe in Qualifizierung während Kurzarbeit an, zeigt sich ebenfalls, 
dass durchschnittlich nur ein sehr geringer Anteil aller rheinland-pfälzischen 
Betriebe die Kurzarbeit zur Qualifizierung genutzt hat. Durch die Arbeitsagen-
tur wurde allerdings nicht die Anzahl der Betriebe in Qualifizierungsmaßnah-
men gezählt, sondern die der Kurzarbeiter, die in Qualifizierungsmaßnahmen 
waren, erfasst. Es ließ sich also, wie in Abb. 3b dargestellt, nur der prozentuale 
Anteil der sich qualifizierenden Mitarbeiter in Kurzarbeit errechnen und somit 
nicht wie im TBS Projekt, der tatsächliche Anteil der Betriebe in Qualifizierung 
herleiten. Demnach erreicht lediglich im August 2009 die Zahl der kurz arbei-
tenden Beschäftigten, die sich qualifizieren mit 16 % einen vergleichbar hohen 
Wert wie im TBS Krisenbarometer. Davor und danach liegt der Anteil der von 
der Agentur erfassten Qualifizierenden deutlich unter dem Anteil der gemäß 
dem TBS Krisenbarometer qualifizierenden Betriebe. 

Abb. 3b: Anteil der KuG-Mitarbeiter in Qualifizierung in RLP (2009)

Quelle: Agentur für Arbeit (April-November 2009)
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3.3	 Auftragsentwicklung und Auslastung

Zu Beginn des TBS Krisenbarometers 2009 waren die negativen Einschät-
zungen für die Auftragslage mit 50 % (KW 11) auf ihrem Höhepunkt, hiernach 
ließ sich ein kontinuierlicher Rückgang dieses Wertes bis auf 23 % in der KW 52 
beobachten. 
Demgegenüber gingen anfänglich lediglich 11 % (KW 11) der Betriebsräte 

von einer Verbesserung der Auftragslage aus. Dieser Wert erfuhr im Jahresver-
lauf eine entsprechend positive Entwicklung und stieg bis auf 39 Prozentpunkte 
(KW 52) zum Jahresende an, womit die positiven Einschätzungen zur aktuellen 
Auftragslage die negativen Bewertungen um 16 Prozentpunkte übertrafen. Für 
das Frühjahr 2011 war ein „Vorsprung“ der Negativeinschätzungen von 39 Pro-
zentpunkten festzuhalten.

Abb. 4:  Auftragsentwicklung und Auslastung

Die Erklärung für diese Trends dürfte in dem Erreichen einer Talsohle für die 
Auftragsentwicklung im Frühjahr 2009 zu finden sein. Unterstützung findet die-
se Lesart auch in den hohen Werten bei der Durchführung der Kurzarbeit, Ab-
bau von Arbeitszeitkonten und Streichung von Schichten zu diesem Zeitpunkt. 
Auch andere Konjunkturindikatoren wie der ifo- oder der ZEW-Index zeigen 
im Frühjahr 2009 aufsteigende Tendenz, was angesichts der vorherigen, enorm 
schlechten Gesamtsituation auch nachvollziehbar erscheint.  Ausgehend von 
diesem historisch niedrigen Stand kam es offensichtlich zu Verbesserungen des 
Auftragseingangs, allerdings auf immer noch unzureichendem Niveau, wie die 
Antworten auf die Frage nach der Auslastung der Stammbelegschaft belegen: 



20
TBS Jahresgesamtauswertung 2009

Bis zur KW 41 lag der Anteil der Betriebe, bei denen die aktuelle Auftragslage 
nicht zur Auslastung der Stammbelegschaft ausreichte, kontinuierlich bei über 
50 %, der Höhepunkt wurde in der KW 15 mit 58 % erreicht. Und auch zum Jah-
resende hin wurde diese Marke mit 47 % nur geringfügig unterschritten. Zwar 
könnte man auch bei diesem Verlauf von einer positiven Entwicklung sprechen, 
denn immerhin sinkt der Anteil der unzureichend ausgelasteten Betriebe über 
den Befragungszeitraum um elf Prozentpunkte (ausgehend vom Maximum 
in der KW 15). In Anbetracht des Absinkens des Anteils derer, die von einem 
schlechten Auftragseingang berichten (hier reduzieren sich die Zustimmungs-
raten zu dieser Aussage um 27 Prozentpunkte), nimmt sich diese Reduktion je-
doch vergleichsweise gering aus und verdeutlicht noch einmal, dass die Bewer-
tung der aktuellen Auftragssituation nur sehr bedingt mit einer zufriedenstellen-
den und beschäftigungssichernden Auslastung in Einklang zu bringen ist. 
Unter dem Gesichtspunkt, dass auch am Jahresende 2009 noch in nahezu je-

dem zweiten Betrieb in Rheinland-Pfalz der Auftragsbestand nicht zur Auslastung 
der Stammbelegschaft ausgereicht hat, hinterlassen die Meldungen von einer Er-
holung der Konjunktur natürlich einen schalen Beigeschmack und nähren Befürch-
tungen für die zukünftigen Beschäftigtenentwicklungen in den Betrieben. 
Gleichzeitig findet die Hypothese vom verstärkten Rückgriff auf Leihbeschäf-

tigte oder sonstige prekäre Beschäftigungsverhältnisse auf Kosten regulärer Be-
schäftigung Unterstützung, wenn trotz fehlender Auslastung bereits im Septem-
ber 2009 von einem Anziehen der Nachfrage nach Leiharbeitskräften berichtet 
wird 4. Diese Entwicklung sollte auch und vor allem vor dem Hintergrund eines 
Rückganges der Zahl der Erwerbstätigen im Verarbeitenden Gewerbe in 2009 
um 2,5 % in Rheinland-Pfalz gesehen werden und kritisch begleitet werden. 

3.4	 Entwicklung der Beschäftigtensituation

Hinsichtlich der Beschäftigtenentwicklung fragte das Projekt nach geplantem 
oder durchgeführtem Personalabbau in den Betrieben. Hierunter fallen also so-
wohl breit angelegte Massenentlassungen wie auch Personalabbau ohne Entlas-
sungen bspw. durch natürliche Fluktuation oder frühzeitigen Renteneintritt. 

Die Art und Weise des Personalabbaus kann allerdings indirekt über die da-
ran anschließende Frage nach einem Sozialplan nachvollzogen werden, der im 
Zuge von Personalabbau eben in den meisten Fällen nur bei Vorliegen einer 
gewissen Zahl an betriebsbedingten Kündigungen verhandelt wird. Sicher auf 
einen Personalabbau durch Kündigungen weist zudem die Einrichtung einer 

4	 Vgl. Handelsblatt vom 17.09.2009, Seite 17
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Transfergesellschaft hin, in der die von Arbeitslosigkeit bedrohten Beschäftig-
ten im Rahmen der Laufzeit der Transfermaßnahme in reguläre anderweitige 
Beschäftigung vermittelt oder hierfür qualifiziert werden sollen. 

Insgesamt weist der in 2009 durchgeführte Personalabbau erwartungsgemäß 
steigende Tendenz auf. 22 % der befragten Betriebe hatten bereits in der KW 11 
mit Personalabbau auf die Krise reagiert, im weiteren Jahresverlauf steigerte sich 
dieser Wert bis auf gut ein Drittel (36 %) der befragten Betriebe. 

Interessanterweise korreliert die Kurve des geplanten Personalabbaus nicht 
mit dem durchgeführten Personalabbau. Wenn man erwartet hätte, dass gemäß 
der Steigerung des Anteils der Betriebe, die den Personalabbau im Jahresverlauf 
dann auch durchgeführt haben, entsprechend der Verlauf des geplanten Per-
sonalabbaus zurückgehen sollte, wird man durch die Angaben der Betriebsräte 
des Schnellinformationssystems eines besseren belehrt. Der Anteil der Betrie-
be, die Personalabbau planten, pendelte während des gesamten Jahres um die 
20 % und erreichte im September mit 23 % einen vorübergehenden Höhepunkt. 
Dies lässt sich durch immer stärker aufkommende Planungen von Personalab-
bau in immer mehr Betrieben erklären und verdeutlicht die Verschärfung der 
Krise für die Beschäftigten. 

Ein weiteres – nicht wünschenswertes –Erklärungsmodell bestünde eben in 
der Ankündigung von weiterem Personalbbau im gleichen Betrieb, obwohl ge-
rade erst Personalabbau durchgeführt wurde. 

Abb.5:  Durchgeführter und geplanter Personalabbau 
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In absoluten Zahlen wurden in 2009 in den durch die Befragung erfassten 
Betrieben 4.262 Stellen abgebaut, darüber hinaus war der Abbau von weiteren 
2.101 Stellen geplant. In durchschnittlich 67 % der Betriebe, die Personalabbau 
durchgeführt haben, wurde auch ein Sozialplan vereinbart, was in aller Regel 
nur bei der Durchführung einer nicht unerheblichen Zahl von betriebsbedingten 
Kündigungen geschieht. Insofern kann man davon ausgehen, dass in mindes-
tens 2 / 3 der Betriebe Beschäftigung durch Kündigungen abgebaut wurde. 

Die Steigerung des durchgeführten Personalabbaus um 16 Prozentpunkte 
während des Befragungszeitraums verdeutlicht auch noch einmal die Probleme, 
die bei der singulären Betrachtung des Indikators Auftragsentwicklung entste-
hen. Entgegen der ansteigenden Tendenz der Aufträge (ausgehend von einer 
historischen Talsohle) sehen viele Geschäftsführungen die mangelnde Auslas-
tung ihrer Betriebe (siehe Kapitel 3.3) und meinen, ohne einen Personalabbau 
nicht über die Runden kommen zu können. Bedenklich ist zudem die dahinter 
stehende Tendenz der fehlenden Bereitschaft von Personal- und Geschäftslei-
tungen, ihr Personal bei mangelnder Auslastung trotz massiver finanzieller staat-
licher Unterstützung in Form von Kurzarbeitergeld oder Qualifizierungsförde-
rung während eines Krisenzeitraumes halten zu wollen.

Das Instrument der Transfergesellschaft zur Unterstützung der von der Ar-
beitslosigkeit bedrohten Beschäftigten wurde im Jahresverlauf in durchschnitt-
lich ca.  einem Drittel der personalabbauenden Betriebe angewandt.  Bei der 
Durchführung von Transfermaßnahmen werden die zur Kündigung anstehen-
den Beschäftigten mit finanzieller Unterstützung der Arbeitsagentur in einer 
Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesellschaft angestellt und für die Laufzeit 
dieser Gesellschaft (die maximale Förderdauer durch die Agentur beträgt 12 
Monate) bei der Suche nach einer neuen Tätigkeit mit Fördermaßnahmen und 
Qualifizierungen unterstützt. 

Gibt es bei Sozialplänen auch noch die Möglichkeit, dass diese in Betrieben 
ohne Personalfreisetzungen vereinbart werden (z. B. bei Versetzungen auf nied-
riger eingruppierte Stellen), so wird das Mittel der Transfergesellschaft lediglich 
in Betrieben angewandt, in denen betriebsbedingte Kündigungen anstehen und 
entsprechend von Arbeitslosigkeit bedrohte Personen auch die Unterstützun-
gen bei der Suche nach einer neuen Beschäftigung benötigen. 
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Sozialplan und Transfermaßnahmen bei durchgeführtem Personalabbau 
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Abb.6:  Sozialplan und Transfermaßnahmen bei durchgeführtem  
	 Personalabbau

3.5	 Finanzierungstätigkeit und Investitionen

Eine flächendeckende Kreditklemme kann für die rheinland-pfälzischen Be-
triebe im Jahr 2009 nicht festgestellt werden. Ausgehend von 21 % der befrag-
ten Betriebe im Februar 2009 steigert sich die Zahl der Betriebe, die von Finan-
zierungsproblemen berichten, auf 26 % in der KW 19 um anschließend peu á 
peu wieder auf 18 % zum Ende des Jahres zu fallen. Eine Erklärung hierfür kann 
der hohe Anteil der in Konzernzusammenhang stehenden Betriebe sein (56 %): 
Den Konzernen stehen auch bei anhaltender Auftragsschwäche mit ihren Mög-
lichkeiten der Binnenfinanzierung (hier sei exemplarisch das Cashpooling ge-
nannt) durchaus mehr Möglichkeiten zur Liquiditätssicherung und zum stärke-
ren Auftreten gegenüber Banken zur Verfügung als Einzelunternehmen oder 
unabhängigen Kapitalgesellschaften. Darüber hinaus konnten auch viele kleine 
und mittelständische Unternehmen in den vergangenen Jahren hohe Eigenka-
pitalpolster anlegen, um den Folgen der Wirtschaftskrise nicht beim ersten Ein-
bruch schutzlos ausgesetzt zu sein.5

5	 So wurde die durchschnittliche Eigenkapitalquote der KMU in Deutschland zwischen 1997 und 2007 von 6 % 
auf 17 % gesteigert (vgl. Unternehmensbilanzstatistik der Deutschen Bundesbank: http: /  / www.bundesbank.
de / statistik / statistik_wirtschaftsdaten_tabellen.php#unternehmensbilanzstatistik, hier: H ochgerechnete 
Angaben aus Jahresabschlüssen deutscher Unternehmen von 1997 bis 2008).
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Finanzierungstätigkeit und Investitionen 
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Ein weiterer Grund für die vergleichsweise weniger dramatische Entwicklung 
als angenommen, kann allerdings auch in der darüber liegenden Kurve im un-
ten stehenden Schaubild liegen. Das alarmierende Ausmaß an Reduzierungen 
bei Investitionen mit Werten von nahezu durchweg über 60 % im Jahresverlauf 
2009 legt den Schluss nahe, dass viele Betriebe krisenbedingt auf die Beantra-
gung von Finanzmitteln bei den Banken verzichtet haben. Investitionen werden 
in geringerem Umfang durchgeführt, verschoben oder gänzlich abgesagt. Aus 
dem Verlauf der Antworten ließe sich folgende Hypothese ableiten: Je länger 
die Unsicherheit hinsichtlich der Dauer der Krise anhält, desto stärker wird die 
Investitionsneigung in den Betrieben eingeschränkt. Einen Hinweis auf einen 
möglichen Kausalzusammenhang zwischen Investitionen und Finanzierungstä-
tigkeit kann aus den Werten der KW 19 entnommen werden: Hier erreicht der 
Anteil der Antworten, die die Reduktion von Investitionen in ihrem Betrieb be-
stätigen mit 59 % den niedrigsten Wert, gleichzeitig berichten in der gleichen 
Woche mit 26 % die meisten rheinland-pfälzischen Betriebsräte von Finanzie-
rungsproblemen. Nach dieser Lesart würden Betriebe, die sich ernsthaft um Fi-
nanzierungen für Investitionen bemühen, Probleme bekommen, Finanzierungs-
partner für diese Vorhaben zu gewinnen. 

Abb.7: Finanzierungstätigkeit und Investitionen

Perspektivisch gestaltet sich der Verzicht auf Investitionen natürlich äußerst 
problematisch für die betroffenen Betriebe. Mit dem Verzicht auf Investitionen 
wird ein Stück der zukünftigen Wettbewerbsfähigkeit aufs Spiel gesetzt. Wer-
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den dann noch gleichzeitig Fachkräfte freigesetzt, setzen die Unternehmen 
von den drei neoklassischen Produktionsfaktoren gleich die beiden wichtigs-
ten, nämlich Kapital und Arbeit, aufs Spiel.  Selbstverständlich ist die Umset-
zung großer Investitionen angesichts ungewisser Zukunftsaussichten riskant. 
Doch unter Berücksichtigung der konjunkturellen Verläufe in der Vergangen-
heit ließe sich durchaus argumentieren, dass antizyklische Investitionstätigkeit 
am Ende von Erfolg gekrönt sein wird, da der investierende Betrieb bei einem 
Wiedererstarken der Nachfrage einen deutlichen Wettbewerbsvorteil vor den 
Konkurrenten hat. 

Nicht zuletzt haben ausbleibende Investitionen selbstverständlich krisenver-
stärkende Tendenzen, indem sie die für Deutschland / Rheinland-Pfalz wichtige 
Investitionsgüterindustrie (und hier vor allem den Maschinenbau) schwächen. 

Inwiefern das öffentliche Beschwören einer Kreditklemme die Investitions-
neigung der Betriebe bereits im Vorfeld im Keim erstickt, sei an dieser Stelle 
dahingestellt. Als sicher kann aber auch gelten, dass die Kreditinstitute infol-
ge zahlreicher Bankenzusammenbrüche und massiver Staatsintervention ihre 
Kreditvergabepraktiken deutlich restringiert haben und damit ihren T eil zum 
Ausbremsen möglicher Aufwärtsdynamiken in nicht wenigen Betrieben beige-
tragen haben. 

Bei weiter andauernder Stagnation oder nur geringfügiger Erholung des 
Konjunkturgeschehens sind also auch nach den Erkenntnissen aus dem TBS 
Schnellinformationssystem die Befürchtungen hinsichtlich einer deutlichen Ver-
schärfung der betrieblichen Situationen und der Arbeitsmarktentwicklung in 
2010 begründet.

Wie bereits in Kapitel 1 konstatiert, stellt sich die Krise 2009 vor allem auch 
als Krise des Verarbeitenden Gewerbes dar. Doch auch innerhalb dieses Ober-
begriffes finden sich deutliche branchenspezifische Unterschiede was Intensität, 
Schwerpunkte, ergriffene Maßnahmen und Perspektiven der Krise angeht. Im 
Rahmen des TBS Schnellinformationssystems war es auch möglich, branchen-
spezifische Analysen und Auswertungen anzugehen. Daher soll im folgenden 
exemplarisch auf zwei wichtige und beschäftigungsintensive Branchen des Ver-
arbeitenden Gewerbes in Rheinland-Pfalz eingegangen werden, die Ergebnisse 
sind im Jahresverlauf 2009 dargestellt und – ähnlich wie für die Gesamtauswer-
tung in diesem Kapitel – sollen hierzu Interpretationen, Schlussfolgerungen und 
Hypothesen aufgestellt werden.
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4. Branchenauswertungen  
Rheinland-Pfalz 2009

Einleitung

Nach dem erfolgten Überblick über die Gesamtauswertung des Jahres 2009 
werden die Entwicklungen von zwei für Rheinland-Pfalz zentralen Branchen des 
Verarbeitenden Gewerbes ebenfalls in den oben vorgestellten Kategorien un-
tersucht. Die Branchenauswertungen beruhen im Fall der Automobil(zuliefer)-
industrie auf durchschnittlich 22 Betrieben mit insgesamt 24.591 Beschäftigten 
und 669 Auszubildenden. Daneben beteiligten sich durchschnittlich 20 Betriebe 
der Chemischen Industrie mit 13.875 Beschäftigten und 686 Auszubildenden 
am TBS Schnellinformationssystem.

Die folgenden Branchenauswertungen beziehen sich auf den Zeitraum der 
KW 15 bis KW 52. Auch wenn die TBS-Jahresgesamtauswertung ihrem Verlauf 
nach durchaus einen schlüssigen Überblick über die Situation in den rheinland-
pfälzischen Betrieben bot, wollen wir im Folgenden diese beiden rheinland-pfäl-
zischen Branchen genauer unter die Lupen nehmen und einen Einblick in die 
unterschiedlichen Wirtschaftslagen geben. Zum Abschluss dieser Betrachtung 
wird in einem kurzen zusammenfassenden Vergleich die Entwicklung der bei-
den Branchen in 2009 kommentiert.

4.1. Die Automobilindustrie

Die Autohersteller waren im Jahr 20086 gemeinsam mit den Automobilzulie-
ferern hinsichtlich der Umsätze der zweitgrößte Industriezweig in Rheinland-
Pfalz. Zusammen machten sie 22 % des gesamten rheinland-pfälzischen Indust-
rieumsatzes aus und beschäftigten 55.355 Mitarbeiter in 138 Betrieben. 

6	 Siehe INDUSTRIEKOMPASS Rheinland-Pfalz 2009 (Hrsg. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau / Rheinland-Pfalz) S.44ff.
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Schon lange bevor sich Ende 2008 die Wirtschaftskrise abzeichnete, hatte die 
Automobilindustrie mit stark sinkenden Absatzzahlen und Überkapazitäten zu 
kämpfen. Man sprach hier allgemein von der „Automobilkrise“, die einen tief-
greifenden Strukturwandel meinte, der vor allem durch Rationalisierungs- sowie 
Auslagerungsprozesse sowie zwischenbetriebliche Koordination kennzeichnet 
war. Die Wirtschaftskrise traf in der Automobilindustrie als Konjunkturkrise auf 
eine ohnehin schon vorliegende Strukturkrise. Die starke Exportabhängigkeit 
machte diese Industrie besonders anfällig für den Einbruch der Weltwirtschaft – 
entsprechend drastisch waren die Konsequenzen auf die hiesigen Produktions- 
und Beschäftigungsverhältnisse.  Die Beschäftigungsentwicklung unterlag in 
den letzten zehn Jahren allerdings einigen Schwankungen. 2007 und 2008 nahm 
die Beschäftigung leicht zu – im Vergleich zum Jahr 1999 waren es 4 % mehr 
Beschäftigte in dieser Branche.7 In der Folge war vermutlich aus diesem Grund 
aber auch der Personalabbau während der Krise entsprechend heftiger.

Nicht zuletzt war die Automobilindustrie an ihre allgemeinen Wachstums-
grenzen gelangt, nur zögernd schwenkte man zu einer anderen, Kleinwagen ori-
entierten Modellpolitik um. Gerade hier lagen und liegen aber die zukünftigen 
Chancen und Potenziale für diesen Industriesektor: sparsamere, umweltfreund-
lichere Antriebe zu entwickeln und in Serie produzieren zu können. 

4.1.1 Prekäre Beschäftigungsverhältnisse

Zwar zeigten sich die Verlaufskurven von Leiharbeit und befristeter Beschäf-
tigung in der Automobilindustrie ähnlich wie im TBS Krisenbarometer, was je-
doch besonders auffällt, sind die erheblichen Unterschiede beim generellen 
Anteil der Leiharbeit und der befristeten Beschäftigten. Hatten in der Gesamt-
auswertung im Mai 2009 weiterhin 36 % der Betriebe Leiharbeitnehmer ange-
stellt, so waren es zum selben Zeitpunkt in der Automobilindustrie lediglich 
14 % der Betriebe. 

Die L eiharbeitnehmer hatten also in der Automobilindustrie gleichfalls als 
erstes unter den Krisenfolgen zu leiden und wurden freigesetzt. Unserer These 
nach passierte dies dagegen viel früher und massiver als in den anderen Bran-
chen. Gegen Ende des Jahres wurden allerdings, als Reaktion auf eine allmäh-
liche wirtschaftliche Stabilisierung, im Gegenzug auch wieder vermehrt Leih-
arbeitnehmer eingesetzt: der Anteil der Betriebe erhöhte sich sukzessive von 
14 % auf 18 %. In Ergänzung dieses Befundes nahm entsprechend der Anteil der 
Betriebe mit abgebauter Leiharbeit in diesem Zeitraum ab.

7	 ebd.
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Entwicklung Leiharbeit und Befristung 
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Abb.8:  Entwicklung Leiharbeit und Befristung

Was die befristeten Beschäftigten angeht, lässt sich eine weniger drastische 
Entwicklung nachzeichnen. Der größte Teil der Automobilindustriebetriebe griff 
auch 2009 auf befristete Beschäftigte zurück. Durchschnittlich hatten 2009 65 % 
der Betriebe weiterhin befristet Beschäftigte. Abgebaut waren diese bei einem 
relativ konstanten Anteil von 14 %. 

Auch bei der befristeten Beschäftigung war Anfang des Jahres eine Reduk-
tion zu beobachten, die sich im Laufe des Jahres wieder nach oben pendelte 
(67 %). Das heißt, in der Automobilbranche wurden durchaus im Zuge der Kri-
se Verträge von befristetet Beschäftigten nicht verlängert, zum Ende des Jahres 
hin aber wieder vermehrt befristet Beschäftigte eingestellt.

4.1.2	 Arbeitszeit, Kurzarbeit und Qualifizierung

Der „doppelten Krise“ der Automobilindustrie trat der Staat ebenso mit einer 
doppelten Rettungsstrategie entgegen. Diese bestand aus der nachfragestimu-
lierenden „Abwrackprämie“ sowie dem entscheidenden arbeitsmarktpolitischen 
Instrument der konjunkturellen Kurzarbeit. Darüber hinaus leisteten auch in der 
Automobilindustrie die flexibel angewendeten Arbeitszeitanpassungsmaßnah-
men ihren Beitrag zur Beschäftigungssicherung in der Branche.
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Abb.9:  Arbeitszeit und Kurzarbeit

Die Automobilindustrie hat im Vergleich zu anderen Branchen am massivs-
ten Beschäftigte in die Kurzarbeit geschickt – durchschnittlich war dies in 75 % 
der Betriebe der Fall, 12.202 Mitarbeiter waren in Kurzarbeit. Wenn man sich 
die Gesamtmitarbeiterzahl von 24.591 anschaut, heißt das: nahezu 50 % der Be-
legschaften mussten in Kurzarbeit gehen, weil der Auftragsbestand in diesem 
Industriesektor nichts anderes zuließ. 

Gerade wenn man sich in diesem Zusammenhang darüber hinaus die Zahl 
aller von Kurzarbeit Betroffenen in der TBS Jahresauswertung – über alle Bran-
chen hinweg – anschaut (29.500 MA), erkennt man wie schwerwiegend die 
Krise in diesem Wirtschaftssektor eingeschlagen hat und welche enorme Be-
deutung das Instrument der Kurzarbeit bei der Beschäftigungssicherung ein-
genommen hat. 

Die Entwicklung der umgesetzten Kurzarbeit zeigte in ihrem Jahresverlauf ei-
nen allmählichen Rückgang: sie ging von einem Höchstwert von 86 % in KW 15 auf 
63 % in KW 52 zurück. Am Ende des Jahres waren damit aber nach wie vor 63 % der 
Betriebe „krisengefährdet“. Das Instrument der Kurzarbeit wurde somit weiterhin 
intensiv von den Betrieben der Automobilindustrie genutzt, um die Beschäftigung 
und den Erhalt der Unternehmen zu sichern, vermutlich wird dies auch weit ins 
Jahr 2010 hinein der Fall sein. 
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Neben der Kurzarbeit trat man der Krise durch Schichtenstreichungen so-
wie der flexiblen Handhabung von Arbeitszeitkonten entgegen. Nach massiven 
Schichtenstreichungen im Frühjahr (KW 15: 86 %) wurden zum Herbst hin wie-
der vermehrt Schichten hochgefahren: 43 % planten keine Schichtenstreichun-
gen. Was den Arbeitszeitkontenabbau angeht, lag die Automobilindustrie, ent-
sprechend zur hohen Nutzung der Kurzarbeit (obwohl wie schon angemerkt, 
gesetzlich nicht vorgeschrieben) größtenteils im ausgeglichenen bzw. negativen 
Bereich (im Jahresdurchschnitt zusammen: 76 %) – der ausgeglichene Bereich 
dominierte allerdings. Das heißt, in der Automobilindustrie wurde die flexible 
Anpassung der Arbeitszeiten noch weitgehender als im gesamten TBS Krisen-
barometer angewandt.

Im Vergleich zum Anfang des Jahres (KW 15) hat sich der Anteil der Unter-
nehmen, die keine Qualifizierung planten, stetig bis zum Ende des Jahres (45 %) 
erhöht. Offensichtlich sank auch hier das Interesse an Qualifizierungsmaßnah-
men durch die gesetzliche Änderung, nach deren Inkrafttreten die SV-Beiträge 
ab dem 6. Monat ohne „Gegenleistung“ erstattet werden.

Der Anteil der Betriebe mit umgesetzten Qualifizierungsmaßnahmen nahm 
zwischen KW 19 und KW 41 gleichfalls zu: der Wert kletterte von anfänglich 
11 % bis auf 38 % in der KW 41, und beendete das Jahr immerhin noch bei 32 % 
(KW 52). Addiert man über das Jahr hinweg die umgesetzten mit den geplan-
ten  /  beantragten Qualifizierungen, lässt sich allerdings eine deutliche Reduktion 
des Gesamtinteresses an Qualifizierungsmaßnahmen ausmachen. Von anfäng-
lichen 78 % der Betriebe (KW 19 %) blieben in der letzten Auswertungswoche 
(KW 52) lediglich noch 55 % der Betriebe übrig. Das heißt folglich, dass viele 
Betriebe Maßnahmen geplant und beantragt hatten, diese aber in vielen Fällen 
nicht konkret umgesetzt wurden.

Die Automobilindustrie war 2009 die Branche, die die meisten Qualifizie-
rungsmaßnahmen umsetzte und dies trotz der veränderten Gesetzeslage, wel-
che die finanziellen Anreize des Faktors Qualifizierung ab dem 7. Monat des 
Kug-Bezuges verringert hatte. Hierfür lassen sich vermutlich zwei Gründe anfüh-
ren. Zum einen war der höhere Anteil an Kurzarbeit ausschlaggebend: dort wo 
mehr Beschäftigte nicht mit ihrer eigentlichen Arbeit ausgelastet werden können, 
lassen sich auch in zunehmendem Maße zeitliche „Freiräume“ für Qualifizierungs- 
und Weiterbildungsvorhaben auffinden und (durch Betriebsräte) durchsetzen. 
Zum anderen war und ist die Automobilindustrie nicht nur angeschlagen durch die 
Konjunkturkrise, sondern war bereits im Vorfeld mit einer Strukturkrise konfron-
tiert. Durch die fortwährende Intensivierung der Beziehung zwischen Autoherstel-
lern und Zulieferern, vorwiegend im Bereich der High-Tech-Produktion, scheinen 
Qualifizierungsmaßnahmen schon zwingend notwendig zu sein. Vor allem die Zu-



31
Branchenauswertung

Qualifizierung während Kurzarbeit 

KW 15 KW 19 KW 23 KW 28 KW 33 KW 37 KW 41 KW 45 KW 49 KW 52 
0% 

10% 

20% 

30% 

40% 

50% 

60% 

70% 

80% 

90% 

Qualifizierung umgesetzt Qualifizierung geplant/beantragt
keine Qualifizierung

20% 

11% 
17% 

24% 

26% 35% 

38% 

30% 
36% 

32% 

80% 

67% 

55% 

47% 48% 
43% 

33% 
31% 

23% 23% 

0% 

22% 
28% 29% 

26% 
22% 

29% 

39% 41% 
45% 

liefererindustrie muss hier immer wieder ihre Innovationsfähigkeit forcieren und 
unter Beweis stellen können – hierbei sind qualifizierte (und sich weiterbildende) 
Belegschaften der „Schlüssel zum Erfolg“ und somit unabdingbar.

Abb.10:  Qualifizierung während Kurzarbeit

Unter Berücksichtigung dieses Umstandes muss zugleich aber verwundern, 
wieviele Betriebe diese möglichen „Freiräume“ während der Kurzarbeit eben 
nicht genutzt haben, um sich „fit für den Aufschwung“ zu halten.  Für ganze 
45 % der Betriebe in Kurzarbeit waren Qualifizierungen am Ende des Jahres 
(noch immer) kein Thema.

4.1.3	 Auftragsentwicklung und Auslastung

In der KW 28 waren die negativen Einschätzungen für die Auftragslage mit 
35 % auf ihrem Höhepunkt. Danach ließ sich ein kontinuierlicher Rückgang die-
ses Wertes aufzeigen: am Ende des Jahres war er bei nur noch 13 % angelangt. 
Auf der anderen Seite gingen anfänglich 29 % (KW 15) der Betriebsräte von ei-
ner verbesserten Auftragslage aus, dieser Wert stieg relativ kontinuierlich an, 
entfernte sich dann in KW 28 / 33 bei 34 % weiter von der verschlechterten Auf-
tragslage, um letztendlich stetig bis auf 61 Prozentpunkte (KW 49) hochzuklet-
tern und das Jahr mit einer leichten Verschlechterung bei 58 % zu beenden. Die 
„Abwrackprämie“ gab bis in den Sommer des Jahres hinein einen stimulierenden 
Impuls, der sich im darauf folgenden Herbst verflüchtigte. Eine konjunkturelle, 
auftragsbedingte Abkühlung blieb nicht aus.
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Genauso wie bei der TBS Gesamtjahresauswertung muss man hier zwar ins-
gesamt von einem Aufwärtstrend sprechen, da die sukzessive Verbesserung 
der Auftragssituationen jedoch von einem sehr geringen Auslastungsniveau 
ausging, ist dieser gleichfalls zu relativieren. Die aktuellen Konjunkturindikato-
ren (ifo, DIW etc.) weisen im Februar 2010 darauf hin, dass der erhoffte Auf-
schwung weiter auf sich warten lässt.  Zwar ist die weitere Stabilisierung der 
Wirtschaft zu allererst von einem anziehenden Export getragen, der auch un-
mittelbar der Automobilindustrie zu Gute kommt, vom Vorkrisenniveau wird 
man aber auch hier noch auf Jahre entfernt bleiben.

Abb.11  Auftragssituation und Auslastung

In durchschnittlich mehr als zwei Dritteln (66 %) der Betriebe reichten im Jahr 
2009 die Aufträge nicht aus, um das Stammpersonal auszulasten. Nach dem Hö-
hepunkt dieses Wertes mit 86 % – gleich zu Beginn des TBS Krisenbarometers 
in der 15. Kalenderwoche – sind es am Ende immer noch 52 % (KW 52) der Be-
triebsräte, die angeben, dass die Auftragslage nicht ausreicht, um die Beschäf-
tigung für die gesamte Belegschaft zu sichern. Dies unterstreicht die zuvor an-
geführte Annahme einer nur allmählichen, schwerfälligen Stabilisierung: die 
Auftragslage verbesserte sich zwar von einem unzureichenden Niveau ausge-
hend, konnte aber weiterhin bei der Hälfte der Betriebe nicht zur einer ausrei-
chenden Auslastung beitragen.
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4.1.4 Entwicklung der Beschäftigtensituation

Der geplante und der umgesetzte Personalabbau verblieb zum Ende des Jah-
res auf einem hohen Niveau. Die Anzahl der Unternehmen, die keinen Perso-
nabbau planen bzw. durchgeführt haben, ist im Jahresverlauf von 43 % auf 33 % 
gesunken. Der Anteil der Betriebe mit bereits durchgeführtem Personalabbau 
hat stetig zugenommen. Die Bereitschaft die Beschäftigung zu sichern, nahm 
also auch in dieser Branche mit zunehmender Dauer der Krise erheblich ab. 
Ende 2009 haben 38 % der befragten Betriebe einen Personalabbau durchge-
führt, dieser Wert hatte im Laufe des Jahres kontinuierlich zugenommen. Wei-
tere 29 % waren in der konkreten Planung. Gerade im Kontrast mit den Zahlen 
zur Leiharbeit und befristeten Beschäftigung weist dies doch auf eine bedenk-
liche Entwicklung hin: während auf der einen Seite die Betriebe zunehmend 
Personal abgebaut haben und weiter planen dies zu tun, wurden auf der ande-
ren Seite wieder vermehrt Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte in den 
Betrieben eingestellt. 

Nicht zuletzt veranschaulicht die extrem schlechte Beschäftigungssituation 
die wirtschaftliche Misere dieser Branche, die sich nur sehr langsam aus die-
ser herausarbeiten wird. In diesem Jahr wird sich zeigen, ob die Abwrackprä-
mie – wie von ihren Gegnern propagiert – nur ein „Strohfeuer“ gewesen ist 
oder vielmehr die Voraussetzungen für eine Konsolidierung in diesem Sektor 
geschaffen hat.

Abb.12:  Durchgeführter und geplanter Personalabbau
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4.1.5	 Finanzierungstätigkeit und Investitionen

Der überwiegende Teil der rheinland-pfälzischen Automobilindustriebetrie-
be hatte 2009 keine Finanzierungsprobleme, der Anteil lag konstant über 63 % 
und am Ende bei 75 %. Der Anteil mit Finanzierungsproblemen hatte sich zur 
Mitte des Jahres hin allerdings erheblich erhöht, er war von anfänglichen 15 % 
(KW 15) bis auf 29 % (KW 33) angestiegen. Somit hatte zumindest bis zur KW 41 
ein nicht unerheblicher Teil der Betriebe mit finanziellen Engpässen zu kämpfen. 
Am Ende des Jahres beruhigte sich die Situation offensichtlich wieder, hier fiel 
der Anteil mit Finanzierungsproblemen um ganze 16 % wieder ab. 

Von einer ausufernden Problematik der Beschaffung von Kreditmitteln kann 
also auch im Fall der Automobilindustrie, zumindest für das Jahr 2009, nicht ge-
sprochen werden – auch wenn die zwischenzeitliche Situation in dieser Branche 
düsterer als im TBS Krisenbarometer ausgesehen haben mag.

Abb.13:  Finanzierungstätigkeit und Investitionen

Die Investitionsbudgets und ihre Entwicklung sahen hingegen erheblich 
schlechter aus als im TBS Krisenbarometer. Es gaben hier im Durchschnitt ledig-
lich 9 % der Betriebsräte an, dass das geplante Investitionsvolumen aufrechter-
halten wurde, ganze 91 % hatten es aufgrund der Krise dagegen – teils drastisch 
– kürzen müssen. Dieser Wert überschreitet den des TBS- Krisenbarometers im 
Jahresdurchschnitt um ganze 24 Prozentpunkte. Die deutsche Automobilindu-
strie besteht zu ca. 60 % aus Großbetrieben und ist stark am Export orientiert 
und von diesem abhängig. Wo Finanzierungslücken bei Auftrags- und Nach-
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frageeinbrüchen noch entgegengetreten wurde – zum Teil griffen sogar Au-
tomobilhersteller ihren Zulieferern im eigenen Interesse unter die Arme – war 
anscheinend die allgemeine Bereitschaft zu (Neu-) Investitionen exorbitant ver-
mindert. Welche negativen Konsequenzen diese nicht getätigten Investitionen 
letztlich für die sowieso schon unter Druck stehende Automobilindustrie haben 
werden, lässt sich nur vermuten. Fest steht, dass diese auch ihre Auswirkungen 
auf die anderen, mit ihr verbundenen Branchen (z.B. Chemie-Zuliefererindus-
trie) haben wird. Nicht zuletzt trugen fehlende Investitionen ihren Teil zu einer 
zeitversetzten Krise im Maschinenbau bei.

4.2. Die Chemische Industrie

Die Chemische Industrie ist eine der Schlüsselindustrien in Deutschland und 
für Rheinland-Pfalz die Bedeutendste. Die 96 rheinland-pfälzischen Betriebe er-
wirtschafteten 2008 25 Milliarden Umsatz, was gut ein Drittel des Gesamtum-
satzes des Verarbeitenden Gewerbes ausmachte. Zwischen 2000 und 2008 ist 
zwar die Anzahl der Betriebe um 9 % und der Umsatz um 60 % gestiegen, die 
Beschäftigung allerdings um 18 % zurückgegangen. Auch die Chemische Indus-
trie in Deutschland, respektive Rheinland-Pfalz, ist stark exportabhängig: 2008 
wurden zwei Drittel der Chemieumsätze im Ausland erzielt. Neben den wach-
senden Auslandstätigkeiten im asiatischen Raum (v.a. China) ist Europa einer 
der wichtigsten Zielmärkte der deutschen Chemischen Industrie.8

Die Chemische Industrie produziert vorwiegend Vorleistungsgüter und fun-
giert als Zulieferer für die Automobilindustrie, den Flugzeugbau, das Baugewer-
be, die Elektronik- und die Pharmaindustrie. Vor allem die wirtschaftlichen Zah-
len der Automobilindustrie und des Flugzeugbaus sind im vergangen Jahr stark 
rückläufig gewesen. Das Baugewerbe blieb weitgehend stabil. Die Elektronik- 
und Pharmaindustrie sind tendenziell weiter wachsende Sektoren.

Auch wenn in 2009 Umsatzeinbußen von 17,3 %9 zu verkraften waren, hat 
sich die Wirtschafskrise im Vergleich zu anderen Branchen in der Chemischen 
Industrie etwas milder gezeigt. Nicht zuletzt wird dies auch damit zusammen-
hängen, dass die Chemische Industrie keine eindimensionale Kundenstruktur 
besitzt, sondern vielfältige Branchen gleichzeitig bedient.

8	 Siehe INDUSTRIEKOMPASS Rheinland-Pfalz 2009 (Hrsg. Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft 
und Weinbau / Rheinland-Pfalz).

9	 Vgl. Pressemitteilung des Arbeitgeberverbands Chemie Rheinland-Pfalz vom 16.3.2010



36
Branchenauswertung

Entwicklung Leiharbeit und Befristung 

KW 15 KW 19 KW 23 KW 28 KW 33 KW 37 KW 41 KW 45 KW 49 KW 52 
0% 

20% 

40% 

60% 

80% 

100% 

120% 

41% 42% 43% 44% 43% 44% 43% 43% 42% 42% 

75% 

55% 54% 54% 54% 54% 
62% 62% 65% 65% 

0% 

14% 14% 14% 14% 14% 
10% 10% 

4% 5% 

100% 

75% 77% 77% 77% 77% 
86% 86% 90% 90% 

Leiharbeit abgebaut Befristet Beschäftigte abgebaut 
weiterhin Leiharbeit weiterhin Befristete 

4.2.1	 Prekäre Arbeitsverhältnisse

Auch in der Chemischen Industrie fällt auf, dass Leiharbeitnehmer zuvorderst 
aufgrund der Krise freigesetzt und befristete Arbeitverträge nicht verlängert 
wurden. Zur Jahresmitte hin hatte der Abbau seinen Höhepunkt mit 43 bzw. 44 
Prozentpunkten erreicht, um zum Jahresende wieder etwas zurückzugehen. Ab 
der KW 37 nahm die Nutzung von Leiharbeit offensichtlich wieder verstärkt zu: 
von 54 % (KW 37) stieg der Wert um ganze 11 % wieder auf 65 % (KW 52) an. 
Gleichfalls war bei der befristeten Beschäftigung im Jahresverlauf ein sukzessi-
ver (Wieder-) Anstieg zu beobachten. 

Abb.14:  Entwicklung Leiharbeit und Befristung

Nach einem konstanten Wert für den Abbau der befristeten Beschäftigung 
von 14 % nahm dieser Wert ab der 37. Kalenderwoche stetig ab, am Ende des 
Jahres lag er bei 5 %. Im Gegenzug stieg der Anteil der Betriebe mit fortgesetz-
ten befristeten Beschäftigungsverhältnissen von 77 % (KW 37) um 13 Prozent-
punkte auf 90 % (KW 52) an. 

Gegenüber der anderen besprochenen Auswertung fällt bei der Chemischen 
Industrie beim Thema prekäre Beschäftigung vor allem auf, dass der Basisan-
teil der Betriebe mit Leiharbeit und befristeter Beschäftigung wesentlich höher 
liegt. Bis zu über 20 % mehr an Chemischen Industriebetrieben beschäftigen 
Leiharbeiter und Befristete. Das legt die Rückschlüsse nahe, dass sich die an-
deren Branchen grundsätzlich weniger auf diese prekären Beschäftigungsfor-
men verlassen, oder aber diese vor Beginn der Befragungen schon erheblich 
stärker zurückgefahren hatten. 
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4.2.2	 Arbeitszeit, Kurzarbeit und Qualifizierung

Abb. 15 lässt erkennen, dass die Chemische Industrie vor allem zu Beginn des 
Jahres verstärkt das Instrument der Kurzarbeit genutzt hat, um den zurückgehen-
den Auftragseingang auffangen zu können. Der Höhepunkt der Kurzarbeit scheint 
seit der KW 23 in der Chemischen Industrie überschritten worden zu sein. Parallel 
sind ab diesem Zeitpunkt die Anteile der geplanten und umgesetzten Kurzarbeit 
rapide abgefallen. Über das Jahr ist der Anteil der kurzarbeitenden Betriebe massiv 
zurückgegangen: von 40 % kurzarbeitenden Betrieben in der KW 19 blieben am 
Ende des Jahres 10 % übrig. Durchschnittlich waren im Jahr 2009 592 Beschäftig-
te in Kurzarbeit. Von der durchschnittlichen Gesamtzahl der Mitarbeiter (13.229) 
waren somit „nur“ knapp 5 % der Beschäftigten von Kurzarbeit betroffen. 

Für die von Kurzarbeit Betroffenen in der Chemischen Industrie gab es – eine 
Branchenbesonderheit – eine festgelegte tarifliche Aufstockung des Kurzarbei-
tergeldes auf 90 % der Nettoentgeltdifferenz. Die Kurzarbeit war folglich für die 
Arbeitgeberseite ein stückweit teurer als in anderen Branchen, doch kam dies 
unmittelbar den Beschäftigten zu gute: die Einkommensverluste waren wesent-
lich geringer als in anderen Sektoren. Den Beschäftigungsabbau hat dies an-
scheinend – zumindest im Direktvergleich – nicht beschleunigt oder verschärft, 
auch wenn dessen Anstieg im Jahresverlauf nicht unerheblich war. Andererseits 
muss man davon ausgehen, dass in der Chemischen Industrie die Arbeitgeber-
seite vermehrt den TV-AZ-Verkürzung durchgesetzt hat, um genau diese KuG-
Aufstockung umgehen zu können. Das könnte nicht zuletzt den geringeren An-
teil an Kurzarbeit im Branchenvergleich miterklären.

Abb.15: Arbeitszeit und Kurzarbeit
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Was die Schichtenstreichungen anbelangt, zeigte sich ein anderes Bild. An-
fänglich waren es 24 % bzw. 25 % der Betriebe, die Schichten streichen muss-
ten. H iernach wurde in den Sommermonaten wieder vermehrt das normale 
Pensum an Schichten gefahren. Ab Herbst nahmen die Schichtenstreichungen 
erneut etwas zu. 

Obgleich beim größten Teil der Chemischen Industriebetriebe die Arbeits-
zeitkonten über das Jahr hinweg im positiven Bereich lagen, wurden diese bei 
einem nicht unerheblichen Teil vermehrt auf null bzw. in den negativen Bereich 
gefahren, um der geringeren Auslastung zusätzlich entgegenzutreten.  Zum 
Ende des Jahres lässt sich beobachten, dass auch die Arbeitszeitkonten dieser 
Betriebe wieder vermehrt in den positiven Bereich übergegangen sind.

Das sind im Vergleich zur Automobilindustrie relativ „positive“ Zahlen, sie 
deuten darauf hin, dass die Chemische Industrie (bis jetzt) weniger schwerwie-
gend von der Krise getroffen wurde. Die Krisefolgen hatten sich in dieser Bran-
che offensichtlich im fortlaufenden Jahr zunehmend abgemildert. 

Im Vergleich zum Anfang des Jahres hatte sich der Anteil der Unternehmen 
(50 % in KW 19), die keine Qualifizierung planen, bei 58 % eingependelt. Offen-
sichtlich sank das Interesse an Qualifizierungsmaßnahmen auch in dieser Bran-
che durch die gesetzliche Änderung, welche die Erstattung der SV-Beiträge 
nach dem 6. Monat ohne „Gegenleistung“ ermöglichte. Indes nahm der Anteil 
der Betriebe mit geplanten Qualifizierungsmaßnahmen mit einigen Schwankun-
gen zu: der Wert kletterte von anfänglich 25 % (KW 11) bis auf zwischenzeit-
lich 42 % und in der letzten Woche des TBS Krisenbarometers (KW 52) war er 
wieder bei 25 %. Die tatsächlich umgesetzten Maßnahmen unterlagen im Laufe 
des Jahres großen Schwankungen, weisen aber zum Ende des Jahres mit 17 % 
auf einen leichten Anstieg hin. Vergleicht man die Entwicklung der umgesetzten 
Qualifizierungen in der Chemiebranche mit der der anderen Branche, fällt ins 
Auge, dass diese auf einem wesentlich niedrigeren Niveau stattgefunden hat. 
Ursächlich ist hierfür vermutlich die generell geringere Nutzung der Kurzarbeit, 
die für viele Betriebe ja erst die zeitlichen und finanziellen (bis zur Gesetzesän-
derung) Spielräume geboten hatte.
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Abb.16:  Qualifizierung während Kurzarbeit

4.2.3	 Auftragsentwicklung und Auslastung

Zu Beginn des TBS Krisenbarometers erreichten die negativen Einschätzungen 
für die Auftragslage mit 26 % (KW 15) ihren Höhepunkt. Nach einem kontinuier-
lichen Rückgang dieses Wertes (KW 19 bis KW 28) verblieb er bis zum Ende des 
Jahres konstant bei 14 % bzw. 15 %. Auf der anderen Seite gingen anfänglich 27 % 
der Betriebsräte von einer verbesserten Auftragslage aus. Dieser Wert verbesserte 
sich danach allerdings kontinuierlich, und beendete das Jahr mit 50 %. 

Abb.17:  Auftragssituation und Auslastung
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Vor allem im Frühjahr 2009 reichte die Auftragslage in der Chemischen Indus-
trie nicht aus, um die Stammbelegschaft auszulasten. Danach nahm die Auslas-
tung entsprechend der verbesserten Auftragslage allerdings stetig zu. Am Ende 
des Jahres waren „nur“ noch 25 % der Betriebe nicht in der Lage, ihre Stammbe-
legschaft auszulasten und die Beschäftigung für alle Mitarbeiter zu sichern.

4.2.4	 Entwicklung der Beschäftigtensituation

Insgesamt lässt sich – wie im TBS Krisenbarometer auch – ein tendenzieller 
Anstieg des Personalabbaus aufzeigen. Nach einigen Schwankungen – vor al-
lem einem Ausreißer nach oben in der KW 19 nahm der Anteil der Betriebe mit 
durchgeführtem Personalabbau zum Ende des Jahres zu. Die Anzahl der Unter-
nehmen, die keinen Personalabbau planten, war im Jahresverlauf, nach einem 
Hoch mit 70 % der Betriebe (KW 28 / 33), leicht zurückgegangen und am Ende 
des Jahres bei 61 % angelangt. 

Abb.18:  Durchgeführter und geplanter Personalabbau

Wie in allen anderen untersuchten Kategorien steht auch hier die Chemische 
Industrie in Rheinland-Pfalz etwas besser dar als die anderen beiden Branchen. 
Der geplante Personalabbau blieb das ganze letzte Quartal, trotz Anstieg des 
schon durchgeführten Abbaus, konstant bei 11 %. 

Wie weiter oben in der Branchenbeschreibung festgehalten wurde, hatte die 
Chemische Industrie bereits zwischen den Jahren 2000-2008 einen Rückgang 
der Beschäftigung um 18 % zu verzeichnen. Eventuell führte gerade dies dazu, 
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dass in diesem Industriesektor gegenüber der anderen Branche eine geringere 
Neigung zum weiteren Beschäftigungsabbau vorlag. Mit welcher Intensität der 
vergangene Beschäftigungsabbau (2000-2008) durch Leiharbeit und befristete 
Beschäftigung wieder aufgestockt wurde, lässt sich nur erahnen. Der höhere 
Anteil an Chemischen Industriebetrieben mit Leiharbeit und befristeter Beschäf-
tigung zeigte jedenfalls, inwiefern prekäre Arbeitsverhältnisse mit ihren „zeitna-
hen Freisetzungsoptionen“ immer mehr dazu dienen, schnelle „Markt-Anpas-
sungsmaßnahmen“ durchsetzen zu können. Dies galt und gilt ja gleichfalls in 
umgekehrter Weise für darauf folgende Stabilisierungs- und Aufschwungpha-
sen und bedeutet auch für die Zukunft nichts Gutes für Einkommen und Arbeits-
platzsicherheit aller Beschäftigten.

4.2.5	 Finanzierungstätigkeit und Investitionen

Das Ausmaß der Finanzierungsprobleme scheint in der Chemischen Industrie 
im Jahr 2009 eher gering ausgefallen zu sein. Zu Beginn (KW 19) hatten zwar 
15 % der Betriebe Finanzierungsprobleme, doch die Engpässe ließen sich im Lau-
fe des Jahres zunehmend überwinden: am Ende des Jahres waren es nur noch 
5 % der Betriebe. Allerdings konnte ein konstanter Anteil der Betriebe (14 %) 
durchgehend keine Angaben hierzu machen. Für die Mehrzahl der Unterneh-
men (80 %) bestand aber auch am Ende des Jahres keine „Kreditklemme“. 

Abb.19:  Finanzierungstätigkeit und Investitionen 



42
Branchenauswertung

Aktuell (verbesserte) Auftragslage 

0% 

10% 

20% 

30% 

40% 

50% 

60% 

70% 

80% 

KW 15 KW 19 KW 23 KW 28 KW 33 KW 37 KW 41 KW 45 KW 49 KW 52 

Autoindustrie Chemische Industrie

29% 
33% 

38% 39% 
35% 

39% 

45% 

52% 

61% 
58% 

67% 

27% 

43% 43% 43% 43% 

38% 

52% 50% 50% 

Die Werte für die Investitionen sahen hier hingegen weitaus schlechter aus. 
Auf einem konstant hohen Niveau bewegten sich die negativen Werte für die 
Chemische Industrie: im Jahresdurchschnitt hatten 71 % der Betriebe ihr Inves-
titionsvolumen – teils drastisch – reduzieren müssen. 

Wie auch im TBS Krisenbarometer fallen die Werte der KW 19 auf: hier hat-
te in 2009 der größte Teil der Betriebe (15 %) Finanzierungsprobleme, zugleich 
wurden die Investitionen am geringsten gekürzt. Vermutlich wurde also auch in 
der Chemischen Industrie auf finanzielle Engpässe mit gekürzten Investitions-
vorhaben reagiert. Finanzmittel mussten so in geringerem Maße aufgebracht 
werden, und eine mögliche Absage der Banken konnte umgangen werden. Ob 
sich diese Manöver letztendlich für die Unternehmen und ihre Beschäftigten ge-
lohnt haben, muss sich erst noch in der zukünftigen Entwicklung zeigen.

Auch für die Chemische Industrie bieten die Themen Klimaschutz und Res-
sourcenschonung ein weites Feld für potentielle Innovationen und somit Markt-
chancen. Sinkende Investitionen könnten sich gerade hier im Bereich der For-
schung und Entwicklung als kontraproduktiv erweisen.

4.3 Die Branchen im Vergleich

Wie oben bereits ausgeführt, liegen die verschiedenen Ergebnisse der bei-
den Branchen teilweise weit auseinander. An dieser Stelle soll nochmals auf die 
entscheidenden Unterschiede eingegangen werden.

Abb.20:  Aktuell (verbesserte) Auftragslage
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Die rheinland-pfälzische Automobilindustrie hatte offensichtlich stärker un-
ter der Krise zu leiden als die Chemische Industrie. Die Werte zur verbesser-
ten Auftragslage sind im Jahresverlauf stetig angestiegen, liegen aber dennoch 
weit unterhalb der anderen Branchenkurve. Sicherlich hat hier auch die staat-
liche Abwrackprämie – zumindest teilweise – ihren Beitrag zu Verbesserung, 
respektive Stabilisierung geleistet.

Die Verbesserung in der Chemischen Industrie unterlag demgegenüber grö-
ßeren Schwankungen und hatte sich am Ende des Jahres bei 50 % eingepen-
delt. Es muss davon ausgegangen werden, dass die Verbesserungen in der je-
weiligen Branche immer in Relation zum jeweiligen Ausgangsniveau zu setzen 
sind. Hier hat sich die Automobilindustrie auf der einen Seite (niedrigerer Aus-
gangspunkt), und die Chemische Industrie auf der anderen Seite, von einan-
der unterschieden.

Es zeigt sich in Abb. 21 an dieser Stelle, dass die Chemische Industrie im TBS 
Krisenbarometer bei der Frage nach der mangelnden Auslastung der Stamm-
belegschaft von Beginn an unter der der Automobilindustrie lag. Am Ende des 
Jahres hatten ‚nur’ noch 25 % der Betriebe eine Auftragslage mit geringer Aus-
lastung, und bei 15 % fehlte es sogar an Stammbelegschaft. Dies könnte wahr-
scheinlich auch den Wiederanstieg der Leiharbeit und der befristeten Beschäf-
tigung in KW 37 und KW 41 (s.o.) erklären.

Bei der Automobilindustrie begann das Jahr mit exorbitant schlechten Wer-
ten (86 % / 79 %), um sich im Verlauf Stück für Stück nach unten zu bewegen und 
mit immer noch sehr schlechten 52 Prozentpunkten das Jahr abzuschließen. 

Abb.21:  Auslastung der Stammbelegschaft (nicht ausreichend)
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Kurzarbeit in den Betrieben (umgesetzt) 
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Auch bei der angewandten Kurzarbeit zeigt sich, wie unterschiedlich inten-
siv dieses Instrument der Beschäftigungssicherung in der jeweiligen Branche 
genutzt wurde.  In der Automobilindustrie wurde es am meisten angewandt 
und somit wohl auch am nötigsten gebraucht. Weit hierunter lag der Verlauf in 
der Chemischen Industrie, wie schon weiter oben vermutet, hatte das auch mit 
einer erhöhten Nutzung des TV-AZ-Verkürzung in der Chemischen Industrie 
zu tun. Anfang des Jahres wurde in der Chemischen Industrie noch vermehrt 
Kurzarbeit angewandt (40 %), nach der KW 19 wurde sie allerdings stufenwei-
se zurückgefahren und lag am Ende des Jahres bei 10 %. Im Vergleich zur Au-
tomobilindustrie (63 %) ist dies ein wesentlich geringerer Abschlusswert. Auch 
die unterschiedlich große Anzahl an von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeitern 
(s.o.) spricht an dieser Stelle für sich.

Die Automobilindustrie hat im Vergleich zur Chemischen Industrie einen 
wesentlich höheren Anteil an Qualifizierungsmaßnahmen während der Kurz-
arbeit vorgenommen. Die Chemische Industrie hatte bis zur KW 33 vermehrt 
Qualifizierungen umgesetzt, zwischen KW 41 und KW 45 sind dann allerdings 
die Maßnahmen komplett zurückgefahren worden, um ab KW 49 mit 17 % der 
Betriebe weiter zu verfahren und das Jahr zu beenden. Dies ist mutmaßlich auf 
den allgemeinen Rückgang der Kurzarbeit und dem Anziehen der Auftragslage 
in der Chemischen Industrie zurückzuführen.

Abb.22:  Kurzarbeit in den Betrieben (umgesetzt)
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Personalabbau (umgesetzt) 
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Qualifizierung während der Kurzarbeit (umgesetzt) 
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Abb.24:  Personalabbau (umgesetzt)

Abb.23:  Qualifizierung während der Kurzarbeit (umgesetzt)

Beim durchgeführten Personalabbau zeigt sich bei der Automobilindustrie 
im Jahresverlauf eine stufenweise Erhöhung.  Die Chemische Industrie hatte 
bereits zu Beginn des Krisenbarometers beim durchgeführten Personalabbau 
ihren Höhepunkt (37 %) erreicht. Danach fiel der Wert bis zur KW 37 auf 20 % 
ab und stieg dann wieder bis zum Ende des Jahres auf 28 % an.



46
Vergleich mit anderen Krisenindikatoren

Die inhaltliche und methodische Besonderheit des T BS Krisenbarometers 
wurde in den vorangegangenen Abschnitten bereits ausführlich dargelegt. Aber 
wie haben denn die renommierten und bundesweit beachteten Wirtschaftsinsti-
tute die Entwicklung der Wirtschaft im Krisenjahr 2009 begleitet und analysiert? 
Haben ifo, DIW oder IHKen ähnliche Tendenzen wie die TBS aufgezeigt und 
worin lagen die Unterschiede zum Schnellinformationssystem? Welche neuen 
Erkenntnisse können darüber hinaus hinsichtlich der abgefragten Auftragsent-
wicklung, Beschäftigtensituation und Zukunft des Verarbeitenden Gewerbes in 
Rheinland-Pfalz gewonnen werden? 

Hierzu ist ein Vergleich mit den etablierten und häufig auch deutschlandweit 
beachteten Wirtschaftsindikatoren wie dem ifo-Geschäftsklimaindex hilfreich. 

Durch den Vergleich des TBS Krisenbarometers mit anderen Konjunkturba-
rometern können auch unterschiedliche Ergebnisse und Interpretationen, die 
durch die besondere Herangehensweise im Rahmen des Schnellinformations-
systems ausgemacht wurden, diskutiert und deren methodischen wie inhaltli-
chen Vor- und Nachteile ausgemacht werden. 

5. Vergleich mit  
anderen Konjunkturindikatoren
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5.1 Vorbemerkungen zu den betrachteten  
Konjunkturindikatoren

Betrachtet werden sollen im Folgenden die häufig auch öffentlich zitierten 
Indikatoren des ifo-Konjunkturtestes, die Berichte des DIW-Konjunkturbaro-
meters, die dreimal jährlich erscheinenden Konjunkturberichte des Deutschen 
Industrie- und Handelskammertages (DIHK), sowie die ähnlich aufgebauten Be-
richte der Arbeitsgemeinschaft der rheinland-pfälzischen IHKen. 

a) ifo-Konjunkturtest

Der ifo-Konjunkturtest basiert auf ca.  7.000 monatlichen Meldungen von 
Unternehmen des Verarbeitenden Gewerbes, des Bauhauptgewerbes sowie 
des Groß- und Einzelhandels. Die Unternehmen werden hierbei gebeten, ihre 
gegenwärtige Geschäftslage zu beurteilen und ihre Erwartungen für die nächs-
ten sechs Monate mitzuteilen. Hieraus errechnet das ifo-Institut dann per Sal-
dierung der positiven und negativen L age- / Erwartungseinschätzungen je ei-
nen Index zur aktuellen Lage und zu den Erwartungen der Unternehmen. Aus 
dem Mittelwert zwischen Lage und Erwartungen wird dann der bekannte ifo-
Geschäftsklimaindex gebildet. 

b) DIW-Konjunkturbarometer

Das DIW-Konjunkturbarometer stützt sich dagegen auf volkswirtschaftli-
che Indikatoren wie die Produktion und den Umsatz in wichtigen Bereichen 
der deutschen Wirtschaft und wird mit Hilfe eines ökonometrischen Ansatzes 
durchgeführt. Neben einer aktuellen Schätzung enthält der DIW- Konjunktur-
barometer eine Erörterung der aktuellen maßgeblichen Einflüsse auf die Kon-
junktur, berechnet aus den zur Verfügung stehenden Daten jedoch keinen 
„griffigen“ Index. 

c) DIHK / IHK Arbeitgemeinschaft Rheinland-Pfalz: 

Die Deutsche Industrie- und H andelskammer (DIHK) sowie auch die 
IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz erheben dreimal jährlich (Früh-
jahr / Herbst / Winter) Daten zu Lageeinschätzung, Lageerwartung, Exportent-
wicklung sowie Beschäftigungs- und Investitionsplanung. Die Daten basieren 
in Rheinland-Pfalz auf den Angaben von über 1.000 Mitgliedsunternehmen aus 
Industrie, Handel und dem Dienstleistungssektor. Die Zahlen der einzelnen In-
dustrie- und Handelskammern fließen wiederum in den Bericht der DIHK ein. 
Die Aussagen zur erwarteten Geschäftsentwicklung beziehen sich in diesen 

5. Vergleich mit  
anderen Konjunkturindikatoren



48
Vergleich mit anderen Krisenindikatoren

Erhebungen stets auf die nächsten 12 Monate. Hier wird jeweils ein aktueller 
„Lageindex“ veröffentlicht, der ebenso wie der ifo-Index aus der Saldierung der 
Anzahl der positiven und negativen Lageeinschätzungen resultiert. 

Das TBS Krisenbarometer bezog seine Daten seit Februar 2009 wöchent-
lich aus dem Schnellinformationssystem, das gemeinsam mit den Einzelge-
werkschaften und Betriebsräten aufgebaut wurde. Im Durchschnitt haben 192 
rheinland-pfälzische Betriebe mit über 100.000 Mitarbeitern – über ihre Be-
triebsräte – hieran teilgenommen. Zur genaueren Beschreibung des Verfahrens 
wird an dieser Stelle auf den Anhang „ Methodik des Schnellinformationssys-
tem“ verwiesen.

5.2 Krisenindikatoren – Chronologie der Krise 2009

Die Chronologie des ifo-Konjunkturtests

Der Ifo-Geschäftsklimaindex sowie die L ageeinschätzung der im Ifo-Index 
befragten Unternehmen tendierten im Frühjahr 2009 noch konstant bis leicht 
sinkend. So konnte zwar vom März auf den April eine leichte Steigerung der 
Lageeinschätzungen nachgewiesen werden, in den beiden Folgemonaten bis 
Juni sanken diese wieder leicht ab. Ab Juni 2009 weist die Lageeinschätzung 
der Unternehmen jedoch einen stetig steigenden Trend auf, so dass die Werte 
des modifizierten ifo-Lageindexes von -18 im Juni auf -9 im Dezember anstei-
gen. Auch im Dezember war also immer noch die Mehrzahl der Antworten ne-
gativ, was die Beurteilung der aktuellen Lage in den Unternehmen angeht. Im 
September zeigte sich für das ifo-Institut zwar eine erneute Aufhellung im Ver-
arbeitenden Gewerbe, jedoch wird in diesem Bericht zugleich von zunehmen-
den Unternehmensplanungen zu Entlassungen gesprochen. Im Kommentar zu 
den Auswertungen hieß es im Herbst, die Geschäftslage sei sichtlich weniger 
negativ als zuvor, aber im Vergleich zum Vorjahr weiterhin erheblich schlechter. 
Die deutsche Wirtschaft erhole sich langsam von ihrem Fall. Auch im Verarbei-
tenden Gewerbe zeigten sich weniger ungünstige Werte, die Unzufriedenheit 
mit der Lage sei zwar weiterhin groß, doch der Großteil der Betriebe erwarte 
keine Verschlechterung mehr. Die Zeichen bei den Personalplanungen stünden 
jedoch deutlich auf Abbau. Der weiter zu beobachtende leichte Anstieg bis 
zum Dezember wurde dahingehend kommentiert, dass sich mittlerweile „die 
zuversichtlichen und skeptischen Zukunftsbewertungen nahezu ausglichen.“ 
Die Ergebnisse der letzten Umfrage in 2009 kämen, im Vergleich zum Vorjah-
resergebnis, einem „Weihnachtsgeschenk“ gleich. Schließlich seien auch die 
Personalplanungen weniger stark auf Beschäftigungsreduzierung ausgerichtet, 
so das ifo-Institut. 
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Inwiefern man allerdings angesichts von einer Einschätzung der Geschäftsla-
ge noch unter dem Niveau von dem nach den Anschlägen auf das World Trade 
Center 2001 von einem Weihnachtsgeschenk sprechen sollte, ist mit Sicherheit 
fragwürdig. Um mit dem TBS Krisenbarometer darauf zu antworten: Die Pla-
nungen zum Personalabbau hatten tatsächlich etwas abgenommen (KW 49 / 52: 
20 %), doch der durchgeführte Personalabbau war im Gegenzug bei den teilneh-
menden Betrieben schließlich seit Oktober um sieben Prozentpunkte auf 36 % 
(Ende Dezember gar auf 38 %) angestiegen. (Erfreuliche) Weihnachtsgeschen-
ke sehen definitiv anders aus!

Die Entwicklung der ifo-Lageeinschätzungen ist in Abb. 25 mithilfe eines mo-
difizierten Indexes nachgezeichnet und kann dem Verlauf vergleichbarer Indika-
toren bei den IHK- und TBS-Befragungen gegenübergestellt werden.

Die Chronologie des DIW-Konjunkturbarometers

Hinsichtlich des Umfangs des Wirtschaftseinbruchs ging das DIW im März 
2009 davon aus, dass die deutsche Wirtschaft durch die Krise in ihrer Wirt-
schaftleistung um drei Jahre zurückgefallen sei. Die aktuellen Auswirkungen 
der Krise auf die Beschäftigungsentwicklung konnten zu diesem im monatlich 
veröffentlichten DIW-Konjunkturbarometer noch nicht abgeschätzt werden. 
Die Folgen der drastischen Produktionseinbußen des vierten Quartals 2008 
und des ersten Quartals 2009 auf dem Arbeitsmarkt hingen „maßgeblich von 
der erwarteten weiteren Auftragsentwicklung ab.“ Hier wird also explizit die 
Kausalverbindung zwischen wirtschaftlicher Entwicklung / bzw.  deren Erwar-
tungen mit der Beschäftigtensituation betont, die entsprechend auch über das 
TBS Schnellinformationssystem erfasst wird. Insofern sind die jeweils aktuellen 
und abzusehenden Lageeinschätzungen von durchaus hoher Relevanz für die 
Beschäftigten im Land. 

Im Juli 2009 sprach dann das DIW davon, dass sich Signale für eine wirt-
schaftliche Bodenbildung zeigten, das Bruttoinlandsprodukt 2009 aber enorm 
schrumpfen werde. Die näher rückende Stabilisierung werde allerdings bei wei-
tem nicht reichen, um eine massive Verschlechterung der Beschäftigungsent-
wicklung zu verhindern und ohne eine kräftige Entwicklung der Auftragslage in 
der zweiten Jahreshälfte sei mit einem deutlichen Anstieg der Arbeitslosigkeit zu 
rechnen. Im weiteren Verlauf des Jahres wird ein leichtes Wirtschaftswachstum 
konstatiert, was jedoch nicht als generelle Entwarnung zu verstehen sei. Gerade 
in der Industrie sei die Trendumkehr bei den Produktionszahlen weit weniger 
ausgeprägt. Die konjunkturelle Lage bleibe weiter angespannt und die Gefah-
ren für die Beschäftigung wüchsen mit jedem Monat. 
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„Das Aufholwachstum wird sich im dritten Quartal 2009 beschleunigen“ 
meldet das DIW-Konjunkturbarometer im September des Jahres und auch für 
den industriellen Sektor nannte das Wirtschaftsforschungsinstitut eine Zunah-
me der Wertschöpfung um 2,1 %. Allerdings habe sich die von einem erschre-
ckend niedrigen N iveau ausgehende Dynamik des industriellen Wachstums 
im Berichtsmonat gegenüber den positiveren Vormonaten verlangsamt. Aus-
wirkungen dieser Entwicklung auf die Beschäftigtensituation werden im ange-
sprochenen Bericht jedoch nicht genannt. Zu Beginn des vierten Quartals 2009 
weist das DIW darauf hin, dass die deutsche Wirtschaft seit dem Tiefststand im 
Frühjahr 09 die ökonomische Aktivität um 2 % steigern konnte, gleichzeitig liegt 
diese aber noch um 5 % unter dem Vorjahreswert. Bei einzelnen Schlüsselbran-
chen des Verarbeitenden Gewerbes wie der Investitionsgüterindustrie, wurde 
auch in diesem Zeitraum lediglich eine Seitwärtsbewegung statt eines Wachs-
tums verzeichnet. Bei einer weiteren gleich bleibenden Entwicklung bräuchte 
die Industrie zwei Jahre um das Vorkrisenniveau zu erreichen. 

Für den Dezember beschreibt das DIW-Konjunkturbarometer weiterhin ei-
nen Aufwärtstrend, wobei die Entwicklung in den Industriesektoren (erneut) 
weniger dynamisch als zuvor erwartet ausfiel.

Als Fazit aus dem gerafften Jahresüberblick des DIW-Barometers lässt sich 
der Schluss ziehen, dass dieses den Tiefpunkt der Wirtschaftskrise im Frühjahr 
2009 ausmacht. Die daran anschließende Erholung, insbesondere des schwer 
getroffenen industriellen Sektors, verläuft jedoch nicht in der Dynamik wie sie 
von den DIW-Fachleuten meist prognostiziert wurden, sondern bleibt hinter den 
Erwartungen zurück. Entsprechende Auswirkungen auf die Beschäftigten sind 
nach Lesart der frühen DIW-Auswertungen zu befürchten, da die wirtschatliche 
Erholung länger als angenommen auf sich warten lässt. Interessanterweise fin-
den die möglichen Arbeitsmarktentwicklungen jedoch gegen Ende des Jahres 
in den Monatsberichten des DIW keine Beachtung mehr. 

Die Chronologie der DIHK- / IHK AG RLP-Berichte

Die Deutsche Industrie- und Handelskammer (DIHK) und auch die IHK Ar-
beitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz stellten in ihrer Frühsommer- / Frühjahrsum-
frage im Juni 2009 den geringen Auslastungsgrad der Produktionskapazitäten 
und den Einbruch der inländischen Investitionen fest. Die Talsohle wäre laut 
DIHK wohl erreicht. Besonders in der Industrie lägen die Erwartungen wieder 
über der Lageeinschätzung. Und vor allem die Finanzierung neuer Aufträge ge-
stalte sich für viele Unternehmen als schwierig. In den nächsten Monaten sei 
auch mit einem merklichen Rückgang der Beschäftigung zu rechnen. 
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Im Herbst 2009 blieb laut der IHK Arbeitsgemeinschaft Rheinland-Pfalz die 
Wirtschaftslage weiter angespannt. Rund die Hälfte der Betriebe hätten angege-
ben, dass sowohl Auftragsbestand als auch die Kapazitätsauslastung als schlecht 
bzw. gering einzustufen seien. Dennoch deutete sich in diesem Zusammenhang 
für die IHK Arbeitsgemeinschaft eine leichte Trendwende an: die Erwartungen 
waren erstmalig seit Herbst 2008 wieder mit einem leichten Plus im Saldo an-
zutreffen. Vor allem in der Industrie seien deutlich positivere Signale zu verneh-
men. Vermutlich sei aber durch „notwendige Kapazitätsanpassungen“ in den 
kommenden 12 Monaten mit einem Anstieg der Arbeitslosigkeit zu rechnen: 
30 % der Betriebe planten in diesem Zeitraum Entlassungen. Hingegen sprach 
die DIHK von „deutlich verbesserten Beschäftigungsplänen“, was jedoch ins-
besondere an positiven Entwicklungen bei der Zeitarbeit läge, die damit – trotz 
der schwierigen Auftrags- und Auslastungssituation – die Lage auf dem Arbeits-
markt stütze. Allerdings spricht es für eine eigene Sicht der Dinge bei einem 
Saldo von -30 hinsichtlich der Beschäftigungspläne, von personalaufbauenden 
und personalabbauenden Betrieben davon zu sprechen, dass „das Schlimmste 
auf dem Arbeitsmarkt“ wohl ausbleibt.

Für die Arbeitsgemeinschaft IHK Rheinland-Pfalz setzte auch im Winterbe-
richt 2009 / 10 die Wirtschaft ihre Erholung fort, auch wenn der Saldo der Ge-
schäftserwartungen gegenüber der Herbstumfrage leicht gesunken war: nur 
jedes vierte Unternehmen rechnete mit einer Verbesserung der Geschäftslage 
binnen 12 Monaten. Im Produzierenden Gewerbe meldeten nach wie vor 40 % 
der Unternehmen rückläufige Auftragsbestände und Kapazitätsauslastungen. 
Für die Beschäftigungspläne würde „die Anpassung der Beschäftigungszahlen 
an das veränderte gesamtwirtschaftliche Umfeld“ wahrscheinlich noch ausste-
hen, „da der Personalbestand vielerorts noch nicht den veränderten Markt- und 
Nachfragebedingungen“ entspräche. 

Fazit

Die positiven Schlagzeilen über den Konjunkturberichten halten folglich nur 
bedingt den tatsächlichen Entwicklungen von L age- und Beschäftigungsein-
schätzungen stand. In den erläuternden Teilen der Berichte kommen dann häu-
fig die relativierenden Fakten zu diesen „Entwarnung signalisierenden“ Über-
schriften hinzu. Doch aufgrund der in der Medienwelt herrschenden Tenden-
zen zu Verkürzung und Vereinfachung nimmt die Öffentlichkeit zumeist nur die 
„geschönten“ Überschriften der wichtigsten Konjunktureinschätzungen wahr. 
Die wirtschaftliche Erholung wird dabei zumeist an den stabilisierenden Aus-
wirkungen des Dienstleistungssektors festgemacht. Dieser kann jedoch ganz 
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Beurteilung der aktuellen (Auftrags-)Lage 2009 * 
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offensichtlich die nur sehr langsam fortschreitende Regeneration des schwer 
getroffenen Verarbeitenden Gewerbes nicht wettmachen. Die Dynamik der Er-
holung der Industrie wird in den aufgeführten Krisenindikatoren zumeist über-
schätzt, so dass auch gegen Ende 2009 entsprechend in keinem der Berichte 
von einer eingeleiteten Trendwende gesprochen werden kann. Rückblickend 
werden die positiven Einschätzungen des industriellen Sektors dann auch zu-
meist relativiert, nur um anschließend weitere positive Prognosen zum weiteren 
Jahresverlauf zu formulieren. Exemplarisch können hierzu die Berichte des DIW 
im Sommer / Herbst 2009 genannt werden. 

Würde man sich die Lesarten einiger Wirtschaftsforschungsinstitute zu ei-
gen machen und bspw. nur nach der aktuellen Auftragslage Rückschlüsse auf 
den Zustand der Wirtschaft ziehen, hätte man anhand des TBS Krisenbarome-
ters auch bereits im August / September 2009 Entwarnung geben können. Wie 
nachfolgend auch der grafisch illustrierte Vergleich der aktuellen Einschätzung 
der Auftragslage verdeutlicht, liegt der TBS-Wert bereits ab Juni 2009 über de-
nen der anderen beiden betrachteten Indikatoren und erreicht auch mit +17 den 
höchsten Dezember-Vergleichswert. 

Abb. 25:  Beurteilung der aktuellen (Auftrags-)Lage 2009 *

* 	H ierfür wurde der monatliche Index zur Lageeinschätzung des ifo-Konjunkturtestes vom Standardwert 100 ab-
gezogen. Es wurde ein TBS-Schnellinformations-Index aus dem Saldo der verbesserten und verschlechterten 
Auftragseinschätzungen gebildet, und der „Lage-Index“ aus den dritteljährlichen Umfragen der AG der rhein-
land-pfälzischen IHKen wurde abgebildet (das Ergebnis der Winterumfrage wurde im Dezember 2009 abge-
bildet; die Veröffentlichung der Umfrage erfolgte erst im Februar 2010).
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Doch im Rahmen des Krisenbarometers wurden keine Aussagen aufgrund 
der Betrachtung von singulären Indikatoren getroffen. Im Fokus der Befragun-
gen des TBS Schnellinformationssystems stehen diejenigen, für die eine Wirt-
schaftsordnung eigentlich auch geschaffen sein sollte: die Menschen, sprich 
die Beschäftigten in den Betrieben. Mit den Fragen zur Auslastung der Beleg-
schaft, Kurzarbeit, Qualifizierung sowie zu möglichem Personalabbau während 
der Krise, stehen dem TBS Krisenbarometer gleich vier Indikatoren mit direktem 
Bezug zu den Beschäftigten zur Verfügung. Gemeinsam mit den übrigen erho-
benen Rahmenerscheinungen der Krise wie Investitionsstopp, Finanzierungs-
probleme und Auftragsrückgang kann somit ein annähernd realistisches Abbild 
der Situation der Beschäftigten des rheinland-pfälzischen Verarbeitenden Ge-
werbes geschaffen werden. 

Nicht zuletzt deshalb beinhaltete das TBS Krisenbarometer auch die speziel-
len Fragestellungen zur Kurzarbeit und Qualifizierung. Zahlen zu Kurzarbeit und 
Qualifizierung gab es in 2009 nur von der Bundesagentur für Arbeit, und hierbei 
handelte es sich lediglich um nachgereichte Quartalszahlen. Von den aufgeführ-
ten Konjunkturindikatoren untersuchte kein einziger diesen Themenkomplex.

Der Fokus auf Beschäftigungssicherung und Personalabbau im TBS Krisen-
barometer sollte ebenfalls einer sozialpolitischen Komponente und der Arbeit-
nehmerperspektive Rechung tragen.

Prinzipiell lässt sich sagen, dass die Verläufe in den vergleichbaren Frageka-
tegorien wie Investitionsneigung, Auftragsauslastung oder L ageeinschätzung 
zwischen TBS-Befragung und den übrigen untersuchten Konjunkturinstrumen-
ten gleiche Tendenzen aufweisen (vgl. die Ergebnisse des TBS Schnellinformati-
onssystems in Kapitel 3) und die Unterschiede vor allem in den Interpretationen 
der Zahlen liegen. Die beschäftigungsorientierte Herangehensweise an die Kri-
se durch die TBS nutzt solche Indikatoren wie die Lage-, Auftragseinschätzung 
vor allem zum Erkennen eines Zusammenhangs zwischen Auftragsentwicklung 
und Auslastung bzw. Beschäftigungswirkungen, während bspw. der ifo-Index 
oder das DIW-Konjunkturbarometer diese Daten als Indikatoren für die Lage 
und Entwicklung der gesamten Volkswirtschaft nutzen. 

Ein nicht zu unterschätzender Vorteil für die Herangehensweise mit Schwer-
punkt auf den Beschäftigungswirkungen besteht aber nun auch gerade in den 
Auswirkungen für die Prognose der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung. Denn 
die fehlende Auslastung der Stammbelegschaft, bzw. die häufig hieraus resul-
tierende Nutzung der Kurzarbeit oder die Durchführung von Personalabbau 
hat unmittelbare Folgen für die Kaufkraft der Menschen und somit die Binnen- 
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und Konsumgüternachfrage.  Gleichzeitig ist die Anzahl der durchgeführten 
Qualifizierungsmaßnahmen während der Krise in Kombination mit Kurzarbeit 
ein wichtiges Anzeichen dafür, dass Betriebe bestrebt sind ihr Fachpersonal zu 
halten bzw. zu verbessern, um nach der Krise mit Wettbewerbsvorteilen in den 
Aufschwung gehen zu können. Blickt man sich folglich die Qualifizierungsver-
läufe in der TBS-Befragung an, kann man diese prognosetechnisch für folgende 
Hypothese nutzen: Je mehr an Qualifizierungsmaßnahmen in die Beschäftigten 
investiert wird, desto unwahrscheinlicher ist es, dass diese nach der Krise in der 
Arbeitslosigkeit enden und somit zum Ankurbeln der Binnennachfrage nur noch 
in geringerem Ausmaß zur Verfügung stehen. 

5.3 Quo vadis 2010?

Über das Jahr 2009 hinweg glichen die Ergebnisse des TBS Krisenbarome-
ters denen der anderen Konjunkturindikatoren weitestgehend. Kontinuierlich 
wuchsen im Laufe des Jahres die positiven Erwartungen, die negativen nahmen 
allmählich ab – die wirtschaftliche Lage entspannte sich etwas. 

Dessen ungeachtet nahm der (geplante) Beschäftigungsabbau stetig zu. Zu 
den ersten Verlierern der Krise gehörten, wie sich auch im TBS Krisenbarome-
ter widerspiegelte, Leiharbeitnehmer und befristet Beschäftigte. Wie sich Ende 
2009 und auch aktuell zeigt, nimmt die Anzahl der Leiharbeitnehmer und Be-
fristeten wieder zu. Parallel ist jedoch eine sukzessive Reduktion der Stammbe-
legschaften zu beobachten: die Krise scheint diesen Umstand zu verschärfen 
und teilweise die betriebliche Verteilung weiter Richtung prekärer Arbeitsver-
hältnisse zu verschieben. 

Der aktuelle Konjunkturbericht Winter 2009 / 2010 der IHK Arbeitsgemein-
schaft Rheinland-Pfalz geht von einer weiteren Stabilisierung und stückweisen 
Verbesserung der Situation in den Betrieben aus. Dennoch gaben 40 % der Be-
triebe des Produzierenden Gewerbes an, dass die Kapazitätsauslastung sowie 
der Auftragsbestand weiterhin gering oder schlecht ausfallen. Gegenüber allen 
anderen Branchen würde sich vor allem der Dienstleistungssektor als sehr sta-
bil erweisen und optimistisch in die Zukunft blicken. Den deutlichsten Zuwachs 
bei der Nachfrageerholung gegenüber den letzten Monaten hätten vor allem 
die Investitionsgüterproduzenten und dies zu allererst durch eine Zunahme des 
Exportgeschäfts – hierüber darf man natürlich nicht vergessen, von welchem 
niedrigen N iveau diese Verbesserung ausgegangen ist.  Im Abschlussquartal 
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2009 stagnierte laut Statistischem Bundesamt das deutsche Wirtschaftswachs-
tum. Besonders in der Automobilindustrie und der Chemischen Industrie haben 
sich laut DIW deutliche Produktionseinbußen gezeigt. Daneben habe beson-
ders der reduzierte Konsum die weitere Entwicklung gedämpft. Entsprechend 
dieser Voraussetzungen rechnet das DIW für das erste Quartal 2010 mit einer 
sehr schwachen Expansion der Wirtschaftsleistung. Nicht nur seien die Arbeits-
plätze in Folge der Krise unsicherer geworden, sondern zusätzlich sorgten sich 
offenbar viele Haushalte um die weitere Entwicklung der öffentlichen Finanzen. 
Auch der ifo-Geschäftsklimaindex ist im Februar 2010 leicht gesunken – zum 
ersten Mal seit zehn Monaten ist er nicht gestiegen. Vor allem die schlechte 
Entwicklung im Einzelhandel habe hierzu beigetragen. Dennoch geht das ifo-
Institut von einer Erholung nach dem Winter aus.

Die aktuellen Zahlen und Fakten im Februar 2010 sprechen stark dafür, dass 
die deutsche Wirtschaft vorerst nicht über eine Stabilisierungsphase hinaus-
kommen wird. Vielerorts wurde von einem Aufschwung geschrieben und ge-
sprochen – letztlich sollte es allerdings insgesamt bei einer Stabilisierung auf 
niedrigem Niveau bleiben. Die wirtschaftliche Erholungsphase, so stellte sich 
am Ende des Jahres heraus, dürfte so lange dauern wie befürchtet. Eine Annä-
herung an das Vorkrisenniveau wird es wohl erst in den Jahren 2012 / 2013 ge-
ben. Vermutlich wird sich die Krise in ihrem Nachgang, bei einer verlangsam-
ten Erholung der Wirtschaft, weiter erheblich negativ auf die Beschäftigung in 
Deutschland auswirken. 
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6. 	Interpretationen der Ergebnisse  
sowie mögliche wirtschaftliche und 
soziale Implikationen

Aus den Ergebnissen der TBS-Befragung lassen sich nicht nur Aussagen zum 
Konjunkturverlauf und der Situation in den rheinland-pfälzischen Betrieben tref-
fen, sondern auch allgemeinere Kenntnisse über den wirtschaftlichen Zusam-
menhang hinaus gewinnen. Im Folgenden soll es um die Auseinandersetzung 
mit folgenden Fragen gehen: Welche Relevanz haben die einzelnen Fragen und 
deren Beantwortung in der Jahresbilanz? Welche möglichen wirtschaftlichen, 
sozialen und nicht zuletzt politischen Implikationen lassen sich aus einer tiefer-
gehenden Zahleninterpretation herleiten?

Aus gesamtwirtschaftlicher Perspektive lassen sich anhand der angegebenen 
Daten zur Auftragssituation und der Auslastung der Stammbelegschaft Rück-
schlüsse auf die wirtschaftliche Gesamtsituation der Betriebe ziehen. Dies gilt 
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nicht nur für den Status quo der Umsätze, der Lagerbestände, der Personalaus-
lastung und der Beschäftigungssicherheit, sondern auch für deren zukünftige 
Entwicklungstendenzen. Das heißt, wo stehen die Betriebe aktuell und wie sind 
sie für die Zukunft aufgestellt? Und was bedeutet das dann für die konjunktu-
relle Entwicklung? 

Die mikroökonomisch erfassten Daten können so letztendlich im Idealfall als 
Seismograph für die Gesamtwirtschaft dienen. Dabei sind selbstverständlich 
die regionalen und branchenspezifischen Unterschiede zu beachten und ana-
lytisch zu berücksichtigen.

In der T BS-Jahresauswertung ließ sich zum Jahresende zunehmend eine 
Entspannung bei den Negativ-Antworten zur Auftragssituation und Auslastung 
ausmachen. Doch die Verbesserung war nur in Relation zur extrem schlechten 
Ausgangslage der Betriebe zustande gekommen. In einem Großteil der Betrie-
be liegt also auch im Jahr 2010 noch keine „gute“ oder ausgelastete und gesi-
cherte Lage vor. Die Zukunft bleibt weiter unsicher und hängt von einer weite-
ren Entwicklung der Weltwirtschaft und der Binnenkonjunktur ab. Aber auch 
eine positive Konjunkturprognose hat nicht automatisch eine Verhinderung ei-
ner Arbeitsmarktkrise zur Folge. Es wird also weiterhin Bedarf für arbeitsmarkt-
politisch wirksame Instrumente wie Kurzarbeitergeld oder anderen geben. Um 
Massenentlassungen und einen drastischen Anstieg der Arbeitslosigkeit ver-
hindern zu können, sind diese dringend notwendig und zweckdienlich. Hier-
aus könnte für die Politik auf Landes- und Bundesebene ein finanzieller Mehr-
aufwand zur Aufstockung und / oder Absicherung dieser Instrumente entste-
hen. Dieser ist jedoch gegen einen möglichen Anstieg der Bezieher von ALG I 
oder II mit entsprechenden Folgen für den Binnenkonsum und die öffentlichen 
Haushalte abzuwägen.

Was die Finanzierungsgrundlagen angeht, schienen diese im Jahr 2009 bei 
der Mehrzahl der rheinland-pfälzischen Betriebe gesichert gewesen zu sein. 
Ganz anders sah dies bei der Reduzierung der Investitionsvolumina aus. Durch-
weg war hier im Jahresverlauf ein schlechter Wert anzutreffen. Ob sich die leicht 
positivere Entwicklung bei der Auslastung und der Auftragslage in diesem Jahr 
auf der operativen Ebene niederschlägt und wieder zunehmend Investitionen 
getätigt werden, ist vollkommen unsicher. Das kann wiederum Folgen für das 
zukünftige Wachstum haben. Da Rheinland-Pfalz einen hohen Anteil von Be-
trieben aus der Investitionsgüterindustrie ausweist, ist es wahrscheinlich, dass 
die Entspannung bezüglich Auslastung und Beschäftigungssicherung zeitlich 
wesentlich länger dauern wird als in anderen Bereichen.

Wenn, wie zu Beginn der Krise, massiv L eiharbeitnehmerInnen entlassen 
werden und die Verträge von befristet Beschäftigten auslaufen, kommt das im-
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mer einem „verdeckten“ Personalabbau gleich. Nachdem im Sommer 2009 in 
der Mehrzahl der Betriebe Leiharbeit abgebaut wurde, war im weiteren Verlauf 
wieder eine allmähliche Erhöhung der Leiharbeitsquote und der befristeten Be-
schäftigung erkennbar. 

Leiharbeit selbst entwickelt sich zunehmend zu einem Frühindikator der kon-
junkturellen Entwicklung: für Auf- und Abschwünge. Neben einem Flexibilitäts-
gewinn für die Betriebe entsteht damit jedoch auch eine Reihe von Problemen 
für die Sozialpolitik. Die Ausweitung prekärer Arbeitsverhältnisse, die im Rück-
zug des Normalarbeitsverhältnisses ihr Komplementär findet, hat weitreichende 
Konsequenzen für Gesellschaft, Staat und Wirtschaft. Auch die Bundesagentur 
für Arbeit teilte im Januar 2010 mit, dass Teilzeitbeschäftigung und geringfügig 
entlohnte Beschäftigung weiter auf dem Vormarsch seien.

Ob ansteigende Personalbedarfe von Unternehmen nach Krisen immer aus-
ufernder durch Leiharbeitnehmer gedeckt werden, und Festeinstellungen hie-
rauf fortwährend seltener werden, müsste empirisch überprüft werden. Es ist 
aber generell anzunehmen, dass aufgrund der aktuellen Krisenerfahrung eine 
starke Zurückhaltung bei der unbefristeten Einstellung von Personal besteht. 

Es ist offensichtlich: die Bundes- und Landespolitik muss die Förderung von 
unbefristeten, nicht prekären Arbeitsformen forcieren, schon aus steuerpoliti-
schen Gründen. Weniger Vollbeschäftigung – bei gleichzeitig mehr Teilzeitbe-
schäftigung und gering entlohnter Arbeit – kann längerfristig nur negative Kon-
sequenzen für die Staatshaushalte und die Binnenkonjunktur haben. Die aktu-
ellen Pläne der Bundesregierung zur Wiederzulassung einer nicht begrenzten 
Zahl von „Befristungsketten“ konterkarieren einen solchen Anspruch. 

Aus Sicht der Gewerkschaften liegt hier eine politische Gegenstrategie auf 
der Hand: die Durchsetzung eines gesetzlichen Mindestlohns, der die Bedin-
gungen für gleiche Löhne bei gleichwertiger Arbeit schafft. Leiharbeit verlöre 
damit ihre Attraktivität, immerzu „verbilligte Arbeitskraft“ mobilisieren zu kön-
nen, und würde infolgedessen ihrem eigentlichen Zweck zugeführt: Betrieben 
die Möglichkeit bieten, unerwartete Auftragsspitzen zu bewältigen. 

Die Einführung eines Mindestlohns sollte letztlich längerfristig zu einem An-
stieg regulärer Beschäftigung führen und den Niedriglohnsektor schrumpfen 
lassen, mit weitreichenden positiven Effekten für Binnenkonjunktur, Staats- 
und Privathaushalte. Die Einführung von Mindestlöhnen hat in anderen euro-
päischen Ländern nicht zu den viel besagten negativen Folgen für die Beschäf-
tigungsentwicklung geführt.10

10	 Siehe auch „WSI-Mindestlohnbericht 2010 – Unterschiedliche Strategien in der Krise“ (WSI Mitteilungen 
3 / 2010).
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Der Mindestlohn ist also nicht nur eine Frage der Menschenwürde, sondern 
lässt sich durchaus auch in Zeiten der Krise als ökonomisch sinnvoll verteidi-
gen. Er sichert zum einen das Existenzminimum der Arbeitnehmer, zum ande-
ren stemmt er sich im Idealfall gegen eine deflationäre Lohn-Preis-Spirale, in der 
eine sinkende Nachfrage zu geringerem Wirtschaftsaufkommen und höherer 
Arbeitslosigkeit führen kann.

Der Personalabbau in den Betrieben kann als ein Indikator für die zukünfti-
ge Arbeitsmarktentwicklung gelten. Kurzarbeit und Qualifizierungsmaßnahmen 
konnten hier, wie weiter oben schon erwähnt, massiv gegen einen Personal-
abbau wirken und Auftragseinbrüche auffangen. Nahezu die Hälfte der rhein-
land-pfälzischen Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes war Ende 2009 wei-
ter in Kurzarbeit. Die Möglichkeit dieses Instrument nutzen zu können, hängt 
von Fall zu Fall von der Lage des Unternehmens, aber auch von den rechtlichen 
Rahmenbedingungen ab. Selbst bei der, im letzten Jahr noch möglichen, Aus-
schöpfung der 24 Monate Kurzarbeit, laufen bei einigen Unternehmen 2010 
die Kurzarbeitergeld-Bezugsfristen ab. Und dann? Hier sind neue Arbeitszeit-
modelle zur Beschäftigungssicherung zu diskutieren, beispielsweise das IG 
Metall-Konzept des „kleinen Kurzarbeitgeldes“, das eine reduzierte Arbeitszeit 
(bis zur 26std.-Woche) bei teilweiser Lohnaufstockung vorsieht. Hiermit könn-
te man die Krisenfolgen weiter auffangen und einer Verschärfung der Arbeits-
marktsituation entgegentreten. Zu überlegen wäre in diesem Zusammenhang, 
wie man Anreize schaffen kann, um die Anzahl der qualifizierenden Betriebe 
weiter zu erhöhen. 

Auf die Frage nach den Folgen für die Beschäftigten und Betriebe wenn die 
KuG-Bezugsfrist von 24 Monaten aufläuft, hat die Bundesregierung noch keine 
befriedigende Antwort formuliert. Lediglich die Landesregierungen in Rhein-
land-Pfalz und im Saarland haben hierzu gemeinsam eine Gesetzesinitiative in 
den Bundesrat eingebracht, wonach die vorgeschriebene dreimonatige Pause 
nach Auslaufen der maximalen Kug-Bezugsdauer und erneuter Antragsstellung 
gestrichen werden soll.

Normalerweise muss ein Betrieb nach 24-monatigem KuG-Bezug drei Mona-
te ohne Kug auskommen, erst hiernach kann erneut KuG (derzeit für maximal 
18 Monate) beantragt werden. Die Gesetzesinitiative sieht vor, die dreimonati-
ge Lücke zu schließen und den Betrieben einen nahtlosen Bezug des KuGs zur 
Beschäftigungssicherung zu ermöglichen.

Ende 2009 hatten 36 % der rheinland-pfälzischen Betriebe bereits Personal-
abbau durchgeführt und weitere 20 % dies geplant. Es ist zu vermuten, dass die-
se Zahlen sich erstens weiter verschlechtern werden und zweitens noch nicht 
vollständig auf dem Arbeitsmarkt angekommen sind. Neben den allgemeinen 
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Kündigungsfristen sind auch vereinbarte T ransfermaßnahmen ein Grund für 
diese Verzögerung. Da Mitarbeiter, die im Zuge ihre Entlassung in T ransfer-
gesellschaften übergehen maximal 12 Monate als bei diesen angestellt gelten, 
können sie erst nach diesem Zeitraum „offiziell“ als arbeitslos gelten. Im Idealfall 
folgt auf die Transfermaßnahme allerdings wieder ein reguläres Beschäftigungs-
verhältnis. Außerdem ist zu berücksichtigen, dass in der Mehrzahl der Betriebe 
der Personalabbau parallel oder im Anschluss zu KuG durchgeführt wird. Für 
die betroffenen Arbeitnehmer bedeutet das nach den erheblichen Entgelteinbu-
ßen, die schon durch Kurzarbeit entstanden sind, weitere gravierende Verluste 
durch Arbeitslosigkeit hinnehmen zu müssen. Dadurch werden vermutlich die 
Anzahl der Privatinsolvenzen und der Grad der Verschuldung erheblich anstei-
gen – mit all den negativen Folgen für die Binnennachfrage.11

Was die Finanzlage und die Investitionsneigung der Betriebe anbelangt, wird 
sich bald zeigen, inwieweit sich für viele das drastische Minus in den Jahres-
bilanzen (2009) weiter negativ auf zukünftige Entwicklungen niederschlagen 
wird. Die aufgelaufenen Verluste in den Bilanzen werden besonders bei mittel-
ständischen Unternehmen zur Verschlechterung der Bankenratings führen und 
somit deren L iquidität gefährden. Die L andesregierung hatte unter anderem 
über die Krisensonderprogramme der Investitions- und Strukturbank Rhein-
land-Pfalz (ISB) GmbH dahingehend ihr Möglichstes getan. In 2009 wurde das 
Bürgschaftsneugeschäft der ISB um 68 % gesteigert. Dies ist u. a. bedingt durch 
das Soforthilfeprogramm des Landes Rheinland-Pfalz, im Rahmen dessen der 
Bürgschaftsrahmen auf 800 Mio. € verdoppelt und ein Sonderbürgschafts- und 
Darlehensprogramm für unverschuldet von der Finanzkrise betroffene Unter-
nehmen aufgelegt wurde. Ca. 500 Unternehmen haben in 2009 durch ISB-Bürg-
schaften zusätzliche L iquidität und Investitionspotenzial generieren können. 
Insgesamt verwaltet die ISB mittlerweile ein Bürgschaftsvolumen von rheinland-
pfälzischen Unternehmen iHv 500 Mio €.12

Abschließend lässt sich hinzufügen, dass die Zuverlässigkeit aller Progno-
sen und Krisenbarometer stets mit den üblichen statistischen Unsicherheiten 
behaftet sind und naturgemäß keine Rückschlüsse auf einzelne Betriebe gezo-
gen werden können. 

Die Zukunft der Betriebe und Beschäftigten in Rheinland-Pfalz bleibt zwar 
schwer kalkulierbar, dies sollte aber weder Betriebsräte und Beschäftigte, noch 
Geschäftsführungen davon abhalten, sich bestmöglich aufzustellen und für die 
Unwägbarkeiten des Kommenden zu rüsten.

11	  Siehe auch die neusten Zahlen des Statistischen L andesamtes (Pressmitteilung zu Unternehmens- und 
Privatinsolvenzen Nr.34 / 9.03.2010)

12	 Pressemitteilung der Staatskanzlei Rheinland-Pfalz vom 19.03.2010
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7. 	Anhang: Methodik  
des TBS Schnellinformationssystems

An der T BS-Befragung der Betriebsräte haben durchschnittlich 191 Be-
triebe, mit 98.229 Beschäftigten teilgenommen.  Zu Beginn der Befragung 
waren es 138 Betriebe (KW 11), in der 40.Kalenderwoche zeitweilig sogar 
207 Betriebe (mit 106.157 Beschäftigten) und zum Schluss (KW 52) hat-
te die Anzahl mit 192 Betrieben wieder etwas abgenommen.  Im Konzern-
zusammenhang standen nahezu konstant 56 % der befragten Unternehmen. �
Die durchschnittliche Gesamtzahl der Auszubildenden in den mitwirkenden 
Betrieben betrug 4.330. 

Die Betriebsräte konnten in Absprache mit der Landesregierung und den Ein-
zelgewerkschaften ab dem Februar 2009 für das Schnellinformationssystem ge-
wonnen werden. Per Mail oder Briefpost wurden den Betriebsräten ein Stamm-
datenblatt sowie der Fragebogen zugestellt. Das Stammdatenblatt des Betriebs 
wurde einmalig ausgefüllt bzw. bei Bedarf aktualisiert – der Fragebogen wurde 
hingegen wöchentlich bzw.  zwei-wöchentlich aktualisiert. Die Aktualisierung 
fand per Email oder in telefonischer Rücksprache statt. 

Die Daten wurden in einer Datenbank aufbereitet und anonymisiert ausge-
wertet. Die Auswertungen wurden einmal pro Woche an die Landesregierung, 
die Einzelgewerkschaften und an die Betriebsratskolleginnen und Betriebsrats-
kollegen per Mail versendet.

Teilnehmende Betriebe waren überwiegend Kapitalgesellschaften, an Perso-
nengesellschaften waren lediglich solche GmbH & Co. KGen vertreten, die ju-
ristische Personen als Komplementäre hatten, so dass zu keinem Zeitpunkt ein 
Rückschluss auf die Vermögensverhältnisse natürlicher Personen in den einzel-
nen Betrieben möglich war. 

Sämtliche Daten wurden im Zeitraum Februar 2009 bis Dezember 2009 er-
hoben, anonymisiert ausgewertet und nach Abschluss des Projekts vernichtet.

Sowohl Fragebogen als auch Stammdatenblatt sind im Anhang dargestellt. 
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Betriebliches Krisenbarometer
Wöchentliche Befragung der Betriebsräte

Betrieb: 
Ansprechpartner: 
KW der Befragung:  X / 2009

1.) Wie hat sich die Auftragssituation im Betrieb im Vergleich zur vorherigen Nach-
frage entwickelt? Welche Situation erwarten Sie/erwartest Du in drei Monaten?

aktuell in einem Monat in drei Monaten

verbessert

konstant

verschlechtert

2.) Hat Ihr/Dein Betrieb derzeit Finanzierungsprobleme?

  ja   nein   unbekannt

3.) Wurden in Ihrem/Deinem Betrieb die ursprünglich vorgesehenen Investitions
volumina reduziert? 

         ja   nein   unbekannt

4.a) Gibt es aktuell „Insourcing“-Maßnahmen im Betrieb?

  ja   nein

4.b) Gibt es aktuell „Outsourcing“-Maßnahmen im Betrieb?

  ja   nein

5.) Wurden in Ihrem/Deinem Betrieb einzelne Schichten gestrichen?

  ja   nein, �
auch keine Planungen

  nein, �
ist aber in Planung

6.) Reicht die vorhandene Auftragssituation aus um das vorhandene Stammpersonal 
ohne Maßnahmen wie Kurzarbeit zu 100% auszulasten? Was erwarten Sie/Du für 
eine Situation in drei Monaten?

aktuell in drei Monaten

Auftragssituation reicht nicht aus      

Auftragssituation reicht aus      

Zu wenig Stammpersonal      

Unbekannt      
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7.) Ist in Ihrem/Deinem Betrieb Kurzarbeit geplant, beantragt oder bereits in der 
Umsetzung?

  nicht geplant   ist in Planung

  ist beantragt   ist umgesetzt

falls beantragt oder umgesetzt: In welchem Umfang erfolgt die Kurzarbeit?

Anzahl betroffene Beschäftigte:  

Umfang der Kurzarbeit:      Arbeitsstunden/Woche

Zeitspanne der Kurzarbeit:  von     bis      

Falls das beantragte oder umgesetzte Kurzarbeitsmodell zu wöchentlichen, arbeitsfreien 
Werktagen führt, welche Werktage sind betroffen:

Sind im Rahmen der Kurzarbeit Personalqualifizierungsmaßnahmen konkret geplant (ver-
einbart), beantragt oder bereits in der Umsetzung?

  nicht geplant    konkret geplant/vereinbart

  ist beantragt   ist umgesetzt

Falls Qualifizierungsmaßnahmen angedacht sind oder umgesetzt werden, werden diese 
Maßnahmen öffentlich gefördert?

  ja   nein

8.) Wird in Ihrem/Deinem Betrieb aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung über 
Personalabbau diskutiert oder wurde bereits Personal abgebaut?

  Personalabbau nicht geplant oder umgesetzt        Personalabbau geplant     

  Personalabbau bereits durchgeführt

falls geplant oder umgesetzt: In welchem Umfang wird/wurde Personal abgebaut?

Anzahl betroffene Beschäftigte: 

Wird/wurde ein Sozialplan ausgehandelt:   ja   nein

Ist eine Transfergesellschaft vorgesehen:   ja          nein

9.) Gibt es weitere Maßnahmen, die für Ihren/Deinen Betrieb wünschenswert oder 
sinnvoll zur Bewältigung der aktuellen Wirtschaftssituation wären?

  ja, folgendes 

  nein
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Stammdatenblatt für Krisenbarometer Betriebsräte

lfd.Nr.
Betrieb: 
Anschrift:
Geschäftsführer / Vorstand:

BR-Vorsitzende(r):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
stellv. BR-Vorsitzende(r):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
sonstige(r) Ansprechpartner(in):
Telefon 1:
Telefon 2:
E-Mail:
zuständige Gewerkschaft:
regionale Zuständigkeit/ Verwaltungsstelle:
DGB-Region:
Tarifvertrag:
Branche:
Produkt:

Konzernzusammenhang   ja	   nein 

Zulieferer Automobilindustrie   ja	   nein 
Anz. Mitarbeiter (Stand 01.01.09):
Anz. Auszubildende (01.01.09):
Jahresumsatz letztes GJ 
Jahresergebnis letzes GJ

Einsatz Leiharbeiter   ja	   nicht mehr	   noch nie/aus-
	 nahmsweise 

Höchstzahl LeihAN in 2008

Einsatz befristete AN   ja	   nicht mehr	   nein 

Stand Arbeitszeitkonten   positiv	   auf Null	   negativ

Gibt es Betriebsteile mit Überstunden?   ja	   nein 
Wird derzeit eine Arbeitszeitverkürzung im 
Rahmen des Tarifvertrags praktiziert?   ja	   nein 

Wieviele Auszubildende lernen aus?
Wieviele Auszubildende werdend unbefris-
tet übernommen?
Wieviele Auszubildende werden befristet 
übernommen?




